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Einleitung.
A i e vorliegende Arbeit hat die Berfassungsgefchichte von
Regensburg bis zum Beitritt der Stadt zum rheinischen Bunde
im Jahre 1256 zum Gegenstande. Schon vorher besaß die
Stadt das, was wir gewöhnlich mit dem Namen Stadtfreiheit
bezeichnen d. h. sie hatte an ihrer Spitze eme Behörde, den,
Rat, welcher durch die Bürgerschaft bevollmächtigt die meisten
der Rechte ausübte, die wir heute mit dem Begriff der
Hoheit verbinden. Doch fand die Erlangung dieser
zum ersten Male ihren öffentlichen Ausdruck durch den Act
politischer Selbstbestimmung, der sich in dem Beitritt der
Stadt zum rheinischen Bunde kund gibt. Darum ist das
Jahr 1256, in welchem derselbe statt findet, ats Grenze der
Arbeit gewählt worden.
Den Ursprung dieser Stadtfreiheit haben einige Forscher
bis auf die Zeiten der ersten germanischen Anfiedlung in
Regensburg und noch weiter hinauf zurückDhren wollm. Das
letztere thut Gemeiner in semer Schrift: „Über den Ursprung
der Stadt Regensburg und aller alten Freistädte namentlich
der Städte Basel, Strasburg, Speier, Worms, Mainz und
Cölln." I n Regensburg hatte sich nach seiner Ansicht eine
römische Gemeinde trotz der Stürme der Völkerwanderung
und der Besitznahme des Landes durch die Germanen „bei
ihren hergebrachten Rechten und Freiheiten erhalten." Die-
selbe bestand hauptsächlich aus Kaufleuten und bewohnte den
danach benannten WFU3 WOreato; um, in welchem noch heut
die Straßennaulen „der Römling und die Wallerstraße" von
ihrem ehemaligen Dasein Zeugniß geben. „Wei l diese Kaufleute
nicht mit den Waffen in der Hand fochten M
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4nicht zum Wehrstand gehört hatten, wurden sie nicht als Über-
wundene, sondern als Fremde gastfreundlich behandelt; man
ließ sie ihren Geschäften ungestört nachgehen, einen Verein,
eine Hansa und Gemeinheit bilden."
„ S o bildete sich in frühester Zeit, so frühe als in irgend
einer Stadt I tal iens ein bürgerlicher Verein, eine städtische
Commune, die annoch unter Karolinger Regierung eine Art
von Magistratur gehabt." „Dieser kaufmännische Verein mag
auch von Teutschen neuen Zuwachs erhalten und sich gemehrt
haben, bis endlich die watschen Kaufleute in Regensburg aus
einer zur Zeit noch unbekannten Veranlassung mit einem mal
ausgetreten und deren althergebrachte und gleichsam angeborne
Rechte, Freiheiten und Gewohnheiten auf die zurückgebliebenen
teutschen Kaufleute und zuletzt auf den gesamten Gewerbsstand
übergegangen waren."
Gegen diese Ansicht Gemeiners führt Hegel') an, daß
der MFU8 inercatornm in Regensburg die Neustadt, und daß
es nicht wahrscheinlich sei, daß die alten Römer, nachdem sie
sich einmal aus der Altstadt hätten hinauswerfen lassen, ihre
alte Stadtverfassung dennoch sollten beibehalten haben. Nun
haben aber die Untersuchungen des Grafen Walderdorff-) er-
geben, daß die von Gemeiner herrührenden Angaben über die
Topographie von Regeusburg nicht richtig find. Die Altstadt
umfaßte auch die Wallerstraße, außerdem war auch die Neu-
stadt schon in römischer Zeit bewohnt. Auch zweifelt man heut
wohl kaum daran, daß sich Reste römischer Bevölkerung in
Regensburg nach der germanischen Ansiedlung erhalten haben. ^)
Damit fällt freilich Hegels Einwand gegen Gemeiners Ansicht.
Gleichwohl wird es heut niemand mehr einfallen, der das
Elend der späteren römischen Städteverfassung aus Hegels
angeführtem Buche kennt, die Regensburger Stadtfreiheit des
' ) Geschichte der Städteverfassung in Italien l l p. 392.
2) Regensburg in feiner Vergangenheit U.Gegenwart. Regensb. 1874.
' ) Kiepert, Lehrb. d. alten Geogr. p. 367
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5dreizehnten Jahrhunderts auf die römische Städteverfassung
zurückführen zu wollen. Gemeiner felbst hat offenbar keine
Kenntniß von der römischen Städteverfasfung; man sieht aus
den angeführten Stellen, daß es ihm sehr wenig klar ist,
welcher Art die Verfassung der angeblichen wälschen Kaufmanns-
gemeinde gewesen sein soll.
Auf die ältesten Zeiten germanischer Ansiedlung führt
A r n o l d den Ursprung der Regensburger Stadtfreiheit zurück. ^)
Läßt er auch nicht das Organ der Stadtfreiheit, den Rat, in
dieser frühen Periode entstanden sein, so führt er doch die
Anlage der Stadt zur späteren Freiheit auf diese Zeit zurück.
Nach seiner Ansicht gehört Regensburg unter die sieben Frei-
städte, in denen allein die städtische Verfassung sich primitiv
entwickelt hat.-) Diese Freistädte zeichnen sich dadurch aus,
daß in ihnen ursprünglich drei Gemeinden enthalten sind, eine
unfreie königliche, eine unfreie bischöfliche und eine altfreie
unter der öffentlichen Gerichtsbarkeit des Grafen. Nun soll
zuerst die unfreie königliche Gemeinde an die Bischöfe über-
gegangen sein. Dies sucht Arnold für Worms zu beweisen,
dann fährt er fort : Auch in andern Städten haben die B i -
schöfe allmälig die Pertinenzen der alten Pfalzen erworben, so
in Köln, Mainz, Speier, Straßburg und zum T h e i l in
Regensburg. ^) So gab es noch zwei Gemeinden in den Frei-
städten die bischöflich-grundherrlicke und die altfreie unter der.
öffentlichen Gerichtsbarkeit, bis durch 'die sogenannten ottonischen
Privilegien die öffentliche Gerichtsbarkeit über die freie Ge-
meinde auch noch an den Bischof kam. So wurde die städtische
Bevölkerung zu einer einheitlichen, aus der sich dann der die
ganze Bürgerschaft vertretende Rat entwickeln konnte. I n
Regensburg war nach Arnolds Darstellung die Entwickelung
etwas anders. Dor t gab es einen königlichen Richter für die
Verfaffungsgefchichte der deutschen Freistädte.
') p. VIII.
') p. 13.
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altfreie Gemeinde, den Burggrafen, „daneben hatte der Bischof
über die Angehörigen seiner Kirche eine eigene hofrechtliche
Gerichtsbarkeit, zu der wohl schon im X. oder X I . Jahrhundert
der Blutbann kam." „Der Unterschied in der Bedeutung der
burggräflichen als einer königlichen und der bischöflichen als
einer herrschaftlichen Gerichtsbarkeit verschwand allmälig, seit-
dem beide ihrem Inhal t nach gleich standen und die eine so gut
wie die andere Eigenthum des Berechtigten w a r / " ) Bei
Arnold selbst lesen wir aber p. 13, daß in Regensburg die
Pertinenzen der alten königlichen Pfalz nur zum T h e i l er-
worben wurden. Namhaft gemacht wird von solchen Erwer-
bungen nur der zehnte Theil des Zolls, den Konrad I. 916
dem Bischof verlieht) Was aus den übrigen Pertinenzen
wird, darüber gibt Arnold keine Auskunft. Weder daß sie
bischöflich, noch daß sie burggräflich geworden sind, wird von
ihnen gesagt und doch müssen sie, da es nach Arnold später
nur zwei Gemeinden in der Stadt gab, in den Besitz des
einen von ihnen übergegangen sein. Ebenso merkwürdig wie
dieses spurlose Verschwinden der königlichen grundherrlichen
Gemeinde bei Arnold ist seine Ansicht, daß die beiden andern
Gemeinden in der Stadt, die altfreie unter ihrem öffentlichen
Richter und die hofrechtlich bischöfliche sich so hätten entwickeln
können, daß ihre Mitglieder am Anfang des X I I . Jahrhunderts
gleichberechtigt hätten nebeneinander stehen und zusammen den
Rat bilden können. Dieser soll nach Arnold aus einer con-
Mratio der Mitglieder beider Gemeinden entstanden sein.
Ebenfalls auf die Zeit der bairischen Niederlassung führt
v. Maure rs den Ursprung der Regensburger Stadtfreiheit
zurück. Er läßt sogar den Rat damals entstanden sein und
das ganze Mittelalter hindurch ununterbrochen bestanden haben.
P. 97.
2) Arnold p. 25.
Geschichte der Städteverfasfung in Deutschland.
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7Doch hat sein Versuch die Räte in den ältesten Städten auf
die Stadtmarkvorsteher zurückzuführen wenig überzeugendes,
am allerwenigsten die auf Regensburg bezüglichen Stellen. ^)
Andere Forscher wie Hegel, Nitzsch, Waitz') sehen den
Anfang der Entwickelung der Regensburger Stadtfreiheit erst
im Anfang des dreizehnten Jahrhunderts. Eine allgemein
anerkannte Ansicht über die Verfassungsentwickelung unserer
Stadt gibt es jedoch noch nicht. Am meisten scheint noch die
von Arnold aufgestellte Beifall zu finden, wenigstens gibt
Riezler ^) in seiner Geschichte Baierns, die man wohl als den
Ausdruck der heut am allgemeinsten angenommenen Meinungen
ansehen darf, die Regensburger Verfassungsgeschichte nach Arnold,
und doch befriedigt dessen Darstellung, wie wohl schon aus
den Anführungen hervorgeht, sehr wenig.
Darum ist wohl der Versuch die Verfassungsgeschichte von
Regensburg noch einmal unter möglichster Heranziehung des
gesamten Quellenmaterials und mit Benützung der Resultate
neuerer Forschung, namentlich Nitzschs und Heuslers, zu unter-
suchen nicht unberechtigt.
D a es hauptsächlich darauf ankam die Entstehung des
Rates und seine Entwickelung zur wirklichen Stadtobrigkeit zu
zeigen, so sind die Dinge, welche an sich gewiß sehr interessant
sind aber hierauf keine oder nur geringe Beziehung haben,
wie z. B. die Verhältnisse der Iudenschaft, nicht in den Kreis
der Betrachtung gezogen worden.
Es sei mir hier gestattet, denen, die mich bei der Arbeit
mit freundlichem Rat unterstützt haben, namentlich Herrn Geh.
Reg.-Rat Waitz und Herrn Professor I . Weizsäcker meinen
herzlichsten Dank abzustatten.
» p. 212.
2) Verfassungsgesch. V I l p. 409.
2) I I p. 198.
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D e r Zeitraum, der hier behandelt wird, zerfällt für
Regensburg in drei Perioden, deren erste bis gegen das Ende
des zehnten Jahrhunderts, bis zur Zeit, wo ein Burggraf in
der Stadt auftritt und unter dem hl. Wolfgang große Ver-
änderungen auf kirchlichem Gebiet eintraten, reicht. Die zweite
Periode umfaßt die Zeit bis zum Ende des zwölften Jahr-
hunderts, bis zum Aussterben der burggräftichen Familie und
dem Übergang der Burggrafschaft an das bairische Herzogshaus.
Von da an bis zur Mitte des dreizehnten Jahrhunderts, bis
zur Entwickelung eines Rates mit fast unabhängiger Stellung
in der Stadt, erstreckt sich die letzte Periode. Danach ist die
Arbeit in drei Abschnitte eingetheilt. I n jedem derselben wird
nach einander das Verhältniß des Königs und des Herzogs
zur Stadt, die Gewalt des Bischofs in derselben und die Lage
der Einwohner behandelt. Die königlichen und herzoglichen
Rechte ließen sich nicht getrennt behandeln. Unterscheidet sich
doch die Gewalt der agilulsingischen Herzöge von der könig-
lichen nur dem Namen nach. I n ihre Rechte treten die
Karolinger ein. Das im Beginne des zehnten Jahrhunderts
neu erstandene Herzogthum hat wieder alle königlichen Rechte
und die Unterwerfung unter das deutsche Königthum führt
keine bedeutende Minderung derselben herbei, nur daß der
Herzog von da an seine Rechte vice le^is, als Vertreter des
Königs ausübt.
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Erster M schnitt.
Erstes Capitel:
g nnd sein Verhältniß zur 8wdt.
H/ie ^raiißlatio 8aneti vion^8Ü ^reopa^itae )^ enthält
eine Beschreibung der Stadt Regensburg, welche alle Bearbeiter
der Geschichte derselben benutzt haben, ohne ihre Angaben näher
zu prüfen. Die Stelle lautet:^ ^.ßpiee per^rauäe i iwä
paiatium orientem ver8»8; liio 8eäe8 68t au^U8torum, idi
aula, rsAM Iat6 porri^itur, dio ouriak äux prae8iäeu8
ommum no^otiorum oivilium publieo et privatim nt uodi-
moäeramiua äi8pouit. Ip86 arlFU8tu8 paiatio
iv6r8i8 F6iitidu8 vsi urdibu8 16^68 oouäit, aiüs
vei Mg. traäit, V6i melioranäo mutat. Hio exorooutur
iuäioia et äoeoutur tora omni8liue 8oiti golertia. diroa
mona8terik>. olerioorum et vir^iuuui et pontißoum tam pro-
exterorum maFuiöoae 9,eäe8 ourteiu
amdiunt. Iwque omui8 iiia re^io a vauudio aä
terininuw porreota, re^ui äowl>,tidu8 relerta
oeoiäuum a doreae
) udi m9Fui operi8 tewpium äei^oo oultu,
, catdeära
') m. «. »8. x i p. 353.
2) M i t den Berichtigungen von Wattenbach, Forschungen zur deutschen
Geschichte X I I I p. 393 — 397.
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non 5!^nm nmditn^ ?es! et
o a pra66iet0 t6mp1o ultra
ad
aä au8trum in lou^um porreotam vi668 a6 muro oinctum
atrium p0ntiKci8 vanudium ver^it ultra pro8pioito; 6t aä
) udi cluo M0na8t6
^ a, ei6rioi8 6t
Idi
MUNlti881MI8 M06MI8 inter M6M085 ut 816 äiotum 8it)
vui08 6t Lumina 8atl8 PMFM881lNa 60N8trU6w) (jua6 anti
ad illo^ <^ N6M proper 88piei8 anMio tow8 6t
ad Aurora iucipi6U8 6t
aä
86 6xp1ioat, 8auoti Nmni6rami mart^ri8 urdi
Nt iiaeo 68t urd? nova cliota
Von dieser urd8 uova heißt es an einer anderen Stellet)
post amdituin 8. Lmmerawi latuin kre^ueu»
mcolitnr, huaft opnm äiti88ima pa^u»
o a t o r u m exprimitur. Diese Angaben sind so verstanden
worden, als wäre der König der Grundherr des paFus r6Aw8,
der Bischof derjenige des pa^u8 cleri. Wem als Grundherrn
der MAU3 M6rcatorulu angehöre, darüber schweigen die Forscher,
wenn sie nicht annehmen, daß dieser der Sitz einer altrömischen
oder altfreien Gemeinde und daher überhaupt keiner Grund-
herrlichkeit unterworfen sei. I n der angeführten Stelle steht
nichts von Grundherrlichkeit. Wir wollen sehen, ob nicht andere
Nachrichten ein solches Verhältniß bezeugen, und zu diesem
Zwecke zunächst festzustellen versuchen, welchen Grundbesitz der
König in der Stadt hatte.
») m. 6. x i p. 354.
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Königliche Pfalzen finden wir an drei Stellen der Stadt. ')
Die eine im Nordosten der Stadt bei der Alten Kapelle be-
legen, befand sich im p3AU8 r6FM8 der Beschreibung,
ist vielleicht die alte Residenz der agilulfingischen Herzöge. I m
Jahre 998 wird sie noch erwähnt, bald darauf lag sie in
Trümmern. 2) Die zweite Pfalz )^ lag in der Südostecke des
MAU8 re^ius. Sie soll von Ludwig dem Deutschen erbaut
sein; noch im zwölftens und dreizehnten^) Jahrhundert wird
sie erwähnt. Noch heut führt der Ort, wo sie lag, den Namen
,,zum Königshof." Einen dritten Palast baute sich Kaiser
Arnulf 6) in der Nähe des Klosters St . Emmeran» aus Liebe
zu dem Heiligen. Man hat die Stelle dieses Gebäudes wahr-
scheinlich mit Recht dort, wo heut der Aegidienplatz sich be-
findet, zu finden geglaubt;^) jedenfalls kann das Palatium
Kaiser Arnulfs, wenn es in St . Emmerams Nähe erbaut
war, nicht im pn^us regiu8 gelegen haben.
Eine weitere Handhabe, um den Besitz des Königs in
der Stadt festzustellen, werden uns die in dieser Zeit und
später gemachten Schenkungen desselben geben. Zuerst ist hier
zu erwähnen die große Schenkung, welche Karl der Große dem
Kloster St . Emmeram im Jahre 794 machte. ^) Sie bestand
in einem großen Gebiet, das im Süden des Klosters belegen
Walderdorff, Regensburg in seiner Vergangenheit nnd
Gegenwart. 1874. p. 54 f.
N6n«i8 n . 121 p. 1l4, ^ . 147 p. 139.
Walderdorff l . c. p. 55.
^ 'Iko88uru8 Hnscdotorum I Th. I I I o 160.
)^ Me6, 1 o. ^ . 596 p. 567.
6) ärnolö v. 8t. Nm. N. 6 . 8t. IV p. 551. (^rnulsn-z) 9cl6u
i!li (Bt. Lm.) 9llku68ll^ lit in viöimtaw M0N98t6rn re^io Ollltui aptum
' ) Graf Walderdorff p. 56.
^) liiecl ^ l . 10 p 8. a purte M6ric!lgn3 jp8iu8 mon98t6rü terram
oultam vt incultam M^era äuoents 86X9 i^nt9 et 86X 6t üe prato ^^
udi not68t colli^kre foenvm c9rr»698 ^uiu^ug^intä oew.
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nicht zum Bereich der Stadt selbst gehörte. 892 schenkte Kaiset
Arnulf dem Kloster Metten fünf Höfe, die wahrscheinlich in
der Neustadt lagen. >) I m Jahre 976 verlieh Otto I I . an
die Salzburger Kirche eine Hofstatt in Regensburg/) welche
gegenüber dem Dom lag nach Süden zu; sie gehörte also
nicht zum Königsgau, sondern zu dem Stadttheil, welchen die
citirte Stelle als Pfaffengau bezeichnet. Otto I I I . schenkte im
Jahre 998 seinem Getreuen Tagini einen Hof, der sich zwischen
dem eben erwähnten Salzburger Hof und den Gebäuden des
Königs d. h. der Pfalz bei der Alten Kapelle befand. °) Zwei
Jahre darauf erhielt der Graf Adalbero^) vom König einen
Hof in der Nähe von Obermünster; derselbe liegt also im
paFus oleri. Unter der Regierung Heinrichs l l . sind eine
Menge Schenkungen zu verzeichnen. Zunächst erhielt Nieder-
altaich ein Grundstück im Jahre 1002. ^) Wo dieses belegen
war, habe ich nicht ausfindig machen können. I n demselben
Jahre wurde auch das Kloster Tegernsee ^ ) und das Bisthum
Brixen?) M^ Grundstücken bedacht. Der Hof des ersteren
befand sich in der Nähe des Marktes bei der Ahachircha; diese lag
an der Stelle des heutigen Rathauses in der Neustadt, s) also
auch der Tegernseer Hof. Das Grundstück des Bischofs von
ltieä K. 73 p 74. <zu«56»ln re8 nodi« « 6eo eoncez»»» näm-
lich eurtilw quinyue iu Negensburg. Gemeiner Regensburg. Chronik
I p. 91 . gibt die Lage dieser Höfe, die das Kloster Metten noch im
Jahre 1800 besaß, bei der Wage und beim Stadtknechtgäßchen an.
Eine Waggaße liegt im i'SAn» mereatnrum; die Lage des letzteren habe
ich auf keiner Karte gefunden.
2) Nlnnumenln «nie» XXVI I I p. 214.
Me<l N. 121 i». 113.
Nieä N. 122 p- 114.
!Ue6 N. 123 p. 115. Dasselbe wurde nach Ried 1485 an
Obermünster verkauft.
«) Me<l N. 124 p. 116.
') Nieä N. 126 p. 117.
») Graf Walderdorff p. 187.
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Brixen )^ dagegen befand sich in der Schäfsterstraße, im Süd-
osten der Stadt also im Königsgau. 10072) erhielt das
Bisthum Bamberg drei Häuser in der Stadt an der Donau
und zwei in der westlichen Vorstadt Brunnenlaite. Eine
später der Freisinger Kirche gemachte Schenkung lag neben
Bamberger Grundstücken und bei der Alten Kapelle. ^) Diese
Bamberger Grundstücke werden wohl die 1007 geschenkten ge-
wesen sein und befanden sich also in der Königsstadt. I m
Jahre 1021 bekam das Kloster Obermünster ^) von Heinrich I I .
einen Platz, welcher benachbart dem Kloster an der Straße
lag, die vom St . Emmerams Thor nach der Ahachircha führt.
Diese Straße trennt die Altstadt von der neuen. Aus der
Bestätigung dieser Schenkung durch Heinrich I I I . von 1052,")
worin ihre Lage außerhalb der alten Mauer angegeben wird,
geht hervor, daß sie in der Neustadt lag. Drei Jahre M t e r
bestätigte Konrad I I . noch zwei Schenkungen seines Vorgängers,
die eine schon erwähnte für das Hochstift Freising ^), welche in
einem Hofe in der Nähe jener bei der Alten Kapelle belegenen
Pfalz bestand, die jetzt als alt und zerfallen bezeichnet wird.
Die andere Bestätigung König Konrads ward dem Kloster
Seon?) für seinen Hof in Regensburg zu Thei l ; leider enthält
die Urkunde keine Angabe über die Lage des Grundstückes.
Aus der Aufzählung dieser zahlreichen Vergabungen ergibt
sich, daß der König einen sehr bedeutenden Grundbesitz in der
Stadt hatte. Die verschenkten Gebiete lagen, wie wir gesehen
haben, in allen den drei Stadttheilen, welche die erwähnte
raf Walderdorff p. 236.
2) lUeö ?i. 133 p. 125
Nie<1 N. 147 p. 139.
IUe<! N. 146 p. 138.
liieä 5l. 161 p. 153. mir» civit»tem extr» »ntiquum murum
«t mkra plnteam —gn i muru» et yue plüte» a pnrtn prellet» (8. Nm.)
tensunt us eeo!e8inm, quue vulKariter ^b»ekircli« äieiwr.
«) Nieä N. 147 p. 139..
') »i«a N. 152 p. 146.
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Stadtbeschreibung angibt, und außerdem noch in der westlichen
Vorstadt Brunnenlaite und im Süden der Stadt. Es ist
wohl kaum anzunehmen, daß die aufgezählten über die ganze
Stadt vertheilten sechzehn Grundstücke sollten der einzige
Grundbesitz des Königs gewesen sein, den er in seinen ein-
zelnen Theilen zufällig sollte erworben haben, um ihn wieder zu
vergaben. Vielmehr glaube ich, daß wir aus dem Vorhanden-
sein von königlichem Besitz in allen Theilen der Stadt zu dem
Schlüsse berechtigt sind, daß der K ö n i g u r s p r ü n g l i c h der
G r u n d h e r r der ganzen S t a d t war . Daß wir später das
Bisthum im Besitz von Grundeigenthum in der Stadt finden,
widerspricht dieser Annahme ganz und gar nicht, rechtfertigt
sie vielmehr; denn das Bisthum ist viel jünger als die herzoglich-
königliche Gewalt in der Stadt und kann seine Ausstattung
mit Grundbesitz in der Stadt bei seiner Begründung nur von
der Staatsgewalt!) bekommen haben. Es muß also der
Herzog ursprünglich auch über das später bischöfliche Gebiet
grundherrliche Rechte gehabt haben. Wenn später Grundbesitz
sich in den Händen von Regensburger Bürgern findet, so kann
dieser von königlicher Verleihung herrühren. Die Grundherr-
lichkeit des Herzogs und des an seine Stelle tretenden Königs
erklärt sich wohl daraus, daß bei der Einnahme des Landes
durch die Baiern die ansässige vorgefundene Bevölkerung als
tributpflichtig in die Hand des bairischen Herzogs überging. )^
I n Regensburg befand sich schon in karolingischer Zeit
eine Münze; dieselbe war königlich, wie aus den erhaltenen
Regensburger Denaren Ludwig des Frommen ^) hervorgeht.
Seit dem Wiedererstehen des Herzogthums scheint sie herzoglich
geworden zu sein, es sind wenigstens Münzen') von allen Her-
v. Inama-Sternegg, Deutsche Wirthschaftsgesch. p. 116.
2) Riezler, Vair. Gesch. I. p. 49, v, Inama-Sternegg p. 115.
' ) Dannenberg, Die deutschen Münzen der sächs. und frank. Kaiser-
zelt p. X . « .
Dannenberg p. 403 — 412
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zögen unserer Periode erhalten. Außer den Herzögen von
Baiern haben wahrscheinlich auch König Konrad I . ' ) und Lüdolf
von Schwaben"), der von 953 — 954 sich im Besitz von
Regensburg befand, hier prägen lassen.
Schon in früher Zeit war Regensburg ein bedeutender
Mittelpunkt für Handel und Verkehr. Daß der König hier-
von irgend eine Einnahme hatte, können wir annehmen, wenn
auch ausdrückliche Nachrichten darüber fehlen.
Der königliche Beamte in der Stadt war der Graf des
Donaugaues, in dem sie lag, und zu dem sie auch in den
Urkunden gerechnet wird. Der Graf hatte natürlich alle Be-
fugnisse in der Stadt, die in dem Wesen des Grafenamtes
liegen; vor Allem die Gerichtsgewalt. Öfters werden Rechts-
geschäfte in der Stadt in Gegenwart des Grafen des Donau-
gaues 2) abgeschlossen. Das Gericht des Grafen bezog sich auf
den Umfang der ganzen Grafschaft. Ebenso waren die Schöffen,
die es in Baiern, also auch im Donaugau, seit der Vereinigung
des Landes mit dem fränkischen Reich wenn auch ohne den
fränkischen Namen gab, für die ganze Grafschaft bestimmt.
Die Stadt nahm also keine vom Gaugericht erimirte Stellung
ein. Nur der I^autoit 8ubvicariu8 oivitatis^) scheint ein für
die Stadt allein bestellter, dem Centenar entsprechender Beamter
gewesen zu sein.
Daß der Graf auch militärische Befugnisse in der Stadt
hatte, läßt sich aus dem Charakter des Grafenamtes herleiten.
Doch welcher Art diese waren, wie sich namentlich der Graf
zur Befestigung und Vertheidigung der Stadt verhielt, bleibt
dunkel. Die römischen Mauern, deren Reste noch heut^) in
Grote, Müuzstudien V ! l ! p. 312. Dannenberg p. 404.
2) Dannenberg p. 408.
3) Z. B. 888. ^cwln »s ließkmezdure onrlim Nn«ilclenne enmite.
?ex, Ike». »necgnt. I in 269.
4) Gemeiner, Über den Ursprung der Stadt Regensbürg p. 68.
5) Graf Walderdorff ?. 45 ff.
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Regensburg erhalten sind, waren wohl bis in das zehnte Jahr-
hundert die einzige Befestigung der Stadt. Daß für ihre
Erhaltung etwas geschehen sei, wird nicht berichtet, vielmehr
erfahren wir, daß Ludwig der Deutsche, als er die Alte Kapelle
nach dem Mnster der Aachener Marienkirche umbauen ließ,
das Material zu diesem Bau aus den Steinen der unweit
vorüberführenden Mauer nehmen ließ.') So war die Stadt
als sie von König Konrad I. angegriffen wurde, in keinem ver-
theidigungsfähigen Zustande. Ein Neubau der Stadtmauern,
der auch die nach Westen zu entstandene Neustadt und das
Kloster S t . Emmeram, welches bis dahin vor der Stadt lag,
in den Bereich derselben zog, fand unter Herzog Arnulf auf
seinen Befehl statt. ^) Der Graf hatte nun wohl die Ver-
theidigung und Erhaltung dieser Befestigung zu besorgen.
Dunkel bleibt, wie sich in militärischer Beziehung die gräfliche
Gewalt abfand mit der des bischöflichen Vogtes, welcher, wie
wir später sehen werden, eine der gräflichen ganz gleichwerthige
Stellung in der Stadt gegenüber den der bischöflichen Gerichts-
barkeit Unterworfenen einnahm. Vielleicht hatte der Graf in dieser
Hinsicht eine über die ganze Stadt sich erstreckende Macht.
Der Graf des Donaugaues hatte wohl auch ein Auf-
sichtsrecht über Münze und Zoll in Regensburg kraft seines
gräflichen Amtes; das ist darum wahrscheinlich, weil ja doch
die Münzer und Zöllner unter gräflicher Gerichtsbarkeit
stehen mußten.
Auch die grundherrlichen Rechte des Königs in der Stadt
muß der Graf des Donaugaues verwaltet haben. Daß der
König bedeutenden Grundbesitz in Regensburg hatte, wahr-
scheinlich sogar der Grundherr der ganzen Stadt war, haben
wir oben gesehen. Gleichwohl wird kein grundherrlicher könig-
licher Beamter in der Stadt erwähnt. Dagegen hat später
») Nunnck. »»nxnil. »l. «. 8». I I p. 754.
4rnn!6u8 äe 8. Nmmerama M. ft. 8». IV p. 552.
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der Burggraf Rechte in der Stadt, wie den Kammerschatz der
Handwerker, die nur aus der Grundherrlichkeit sich herleiten
lassen. Dieser Umstand berechtigt zu der Annahme, daß auch
schon der Graf die grundherrlichen Rechte des Königs in der
Stadt verwaltet habe.
Zweites Capitel:
Die bischöfliche Hemalt.
Regensburg hat seine Bedeutung im frühen Mittelalter
hauptsächlich als Sitz eines Bischofs. Dieser hat in der Stadt
große politische Rechte erworben. Den Ursprung und die Ar t
derselben nachzuweisen wird die Aufgabe dieses Capitels sein.
Zunächst müssen wir M s mit der Frage über die Entstehung
des Bisthums selbst etwas näher beschäftigen.
Die älteste größere kirchliche Gründung in Regensburg,
von der wir Nachricht haben, ist das Kloster, welches über den
Gebeinen des hl. Emmeram an der Stelle einer dem hl. Georg
geweihten Kirche vor dm Mauern der Stadt errichtet wurde
Rettberg )^ war der Meinung, daß dieses Kloster bis zur Zeit
des hl. Wolfgang der Sitz des Regensburger Bisthums ge-
wesen sei. Hirsch theilt diese Ansicht nicht, er drückt aber seine
eigene Meinung so unbestimmt aus, ^ ) daß es nöthig erscheint,
der Frage noch einmal näher zu treten. I n den Urkunden
des achten, neunten und zehnten Jahrhunderts erscheinen die
beiden Heiligen, S t . Peter der Schutzpatron des Bisthums,
und S t . Emmeram sehr häufig als gemeinsame Empfänger
von Schenkungen, als gemeinsame Besitzer von Grundbesitz.
Es finden sich sogar Traditionen aä easam, yuae est oou-
struota iu douorv sauoti k s t r i priuoipis apostoloruw bt
Kirchengeschichte Deutschlands I I p. 268 f.
' ) Jahrbücher des deutschen Reichs unter Heinrich 41., I p. 105 f.
Verhandlungen d. histor. Pneines, Bd. x « v u .
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an die
e»t oonZtruota in uouore 8aueti ketri prinoipi8 apo-
stolorum et sauoti Nminerami, ubi otiam beati88iiuii8 luart^r
Onri8ti eorpoie <^me8oit dumaw8. ^ ) Schenkungen, welche
dem hl. Petrus und dem hl. Emmeram gemeinsam gewidmet
sind, finden sich im ganzen neunten Jahrhundert. Auch später
noch in einer Urkunde Ottos I I . vom Jahre 94O heißt es:^)
plmoipi8 ap08tolorum et 8auoti Nmmerammi martvri8 oou-
Ftruowm viäetur. Sogar 979 4) noch wird Bischof Wolfgang
in einer Urkunde Otto's I I . bezeichnet als I
iu uouore
ketri vriuoivi8 av08toi0ruiu ueo uou et
Okri8ti. Dies ist das letzte Ma l , daß von einer
Kirche des heiligen Petrus und Emmeram die Rede ist. Aus
diesen Angaben und den zahlreichen beiden Heiligen gemeinsam
verehrten Schenkungen hat Rettberg ^ ) geschlossen, daß die Kirche
des hl. Petrus und die S t . Emmerams eine und dieselbe sei.
Nun fand aber die Regensburger Synode vom Jahre
932 statt iu eoole8ia 8g,uoti keti-i ap08t0lorum prinoipiZ,
Huae mater eoo1e8iarum re^iao oivitati8 mxta pnrtam
ayuarum autiquitu8 exoreverat. ^) Hier ist eine dem hl.
Petrus geweihte Kirche als Hauptkirche von Regensburg be-
zeichnet, deren Lage wohl mit der des heutigen Domes, nicht
aber mit der des Klosters S t . Emmeram zusammenfällt.
Denn letzteres liegt an dem Thor der Stadt, welches der
Donau abgekehrt ist und darum wohl kaum den Namen
Wasserthor geführt haben dürfte. Dagegen hat Graf Walder-
l) ?ox, r^ke5. aneesot. I Th. ill 8c
«) Nies N. 26 p. 28.
») Nies ^ . 102 p. 96.
<) Nies ^ . 113 p. 107.
b) I. c. p. 276.
«) »l. ft. I.l. I I I p. 482.
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dorff l) die Spur des nördlichen Thores der alten Römerstadt
gerade in unmittelbarer Nähe des Domes aufgefunden, .und
dieses kann sehr gut den Namen Wasserthor geführt haben,
da es nach der Donau zu gelegen ist. Schon früher im
Jahre 889 wird die Kirche des hl. Emmeram von der des
hl. Petrus unterschieden und letztere als Sitz des Bisthums
bezeichnet. Es heißt nämlich in einer Urkunde König Arnulfs,
worin dieser seinem Kanzler Aspert eine Schenkung macht,
dieser Aspert solle die Macht haben 8ua aut aä 8auoti
iu katlZpoua urde wonasterium, ubi episoopali» »eäe»
V6i »aueti Nmmkraini mart^ris Odristi traäenäi. )^ Es
kann also wohl nur ein I r r t hum Rettbergs sein, wenn er
sich zum Beweise seiner Ansicht von der Identität der Kirchen
St . Peters und St . Emmerams gerade auf diese Stelle be-
ruft. — Einen ferneren Beweis dafür, daß St . Emmeram und
St . Peter zwei verschiedene Kirchen waren, gibt auch die Stelle
des Mönches von St. Gallen: tsmpors vsro laetamarum
imperator totius (Feriuauias) äs paiatio clisoai-
psäibu» u8Hus aä aeoole^am pa8torai6iu vei aä
80I1W8 erat, iu a1Ü8 vero 1oei8
nentium
Aus allen drei Stellen ergibt sich, daß St . Emmeram
und St . Peter zwei verschiedene Kirchen gewesen sind, und daß
!. «. i». 74.
2) Nleä N. 70 p. 71.
' ) N. <^ , »8. I I , i . 754.
^) Bei Dümmler, Gesch. d. ostfränk. Reichs, ist diese Stelle über-
setzt: „Zur Zeit feierlicher Bittgänge Pflegte er dem Kreuze von feiner
Pfalz barfuß bis zur Pfarrkirche oder, wenn er in Regensburg war,
bis zur Klosterkirche von St . Emmeram zu folgen." Es muß aber
heißen, wie auch Graf Walderdorff übersetzt ( l . c. p. 74): er Pflegte
dem Kreuze bis zur Pfarrkirche oder bis zur Klosterkirche von S t , Cm.
zu folgen, wenn er in Regensburg war. An andern Orten verschmähte
er nicht die Gewohnheit der Einwohner.
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die Kirche des hl. Petrus die mater oool68iaruiü re^iae oi-
vitati», opl800pa1i8 «eäes, eoelesia pastoraiis, die Kathedral-
kirche des Bisthums gewesen ist. Wenn gleichwohl die Tra-
ditionsurkunden von einer oasa o0U8truota in sonore 8auoti
kotr i et 8»uoti Niumerami reden, und die übrigen oben
erwähnten Ausdrücke gebrauchen, so können dieselben unmöglich
bedeuten, daß S t . Emmeram und S t . Peter ein und dasselbe
Gebäude gewesen seien. Daß dies nicht der Fall sein kann,
beweist am besten die Urkunde Ottos I I . von 979, worin der
Bischof Wolfgang bezeichnet wird als Ile^aue8pur^6U8i8 eoole-
giae epi8oopli8, yuae 68t oon8tmota iu Iwuore
prmoipis ap08to1oruN ueo u<m et
Odrißti; daß damals die Kirchen getrennt waren, darüber
herrscht kein Zweifel; hatte doch S t . Emmeram damals schon
in der Person Ramvolds einen selbständigen Abt.
Daß im Jahre 889 und vorher St . Peter der Sitz des
Bisthums gewesen ist, haben wir eben gesehen. Bevor Bonifaz
die kirchlichen Verhältnisse Baierns ordnete, nannte sich der
Vorsteher von S t . Emmeram Bischof. Diesen erkannte Bonifaz
nicht an, sondern setzte einen neuen ein. Ich glaube, es ist
sehr wahrscheinlich, daß damals Bonifaz auch das Bisthum auf
S t . Peter errichtete. Das reiche Kloster St . Emmeram mußte
zur Ausstattung des Bisthums dienen, wie ja auch sonst
häufig Klöster zur Ausstattung von Bisthümern verwendet
wurden. Daß trotzdem der Name des hl. Emmeram so oft
neben dem des Schutzheiligen des Bisthums genannt wird,
findet seine Erklärung darin, daß des Heiligen Leichnam, welcher,
wie nicht selten hervorgehoben wird, im Kloster ruhte, das
größte Heiligthum des Bisthums war.
Andere kirchliche Stiftungen in Regensburg, welche aus
unserer Zeit stammen, sind die beiden Frauenklöster Ober-
und Niedermünster und die Alte Kapelle. Letztere war immer
königlich. Schon 831^) erwarb König Ludwig das Kloster
Nies «. 27 p. 29.
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Obermünster für seine Gemahlin vom Regensburger Bischöfe,
der dafür das Kloster Mondsee erhielt. Niedermünster, das
ebensolange bestanden haben muß, als Obermünster seinen
Namen führt, erscheint, nachdem es von der Herzogin Judith
erneuert und reich beschenkt worden war,^) als königliches
Kloster, ohne daß sich erkennen ließe, ob es einmal der bischöf-
lichen Gewalt unterworfen war.
Die bischöfliche Kirche hatte früh einen bedeutenden Grund-
besitz in der Stadt, ohne daß wir über die Zeit, wann sie
diesen erhalten, unterrichtet wären. Wahrscheinlich bekam sie
einen großen Theil desselben bei der Begründung des B is -
thums. Daß der Name pa^u8 eieri, den ein Stadttheil
führte, nicht das Grundherrlichkeitsverhältniß des Bischofs über
denselben ausdrücken kann, haben wir früher gesehen; denn
mitten in dem so bezeichneten Stadtgebiet fanden wir könig-
lichen Grundbesitz. Ein größeres zusammenhängendes bischöf-
liches Gebiet befand sich zwischen dem Dom und der Donau.
Dor t lag der Bischofshof und große bischöfliche Getreidespeicher.")
Außerdem erweiterte sich der bischöfliche Antheil der Stadt
durch zahlreiche Schenkungen.
Der Bischof hat stets mehrere Vögte zu gleicher Zeit,
ohne daß sich eine Abgrenzung ihrer Wirkungskreise in irgend
einer Weise nachweisen ließe. Einen besonderen Vogt für die
Stadt gibt es also nicht. I m Stadtrecht von 1230') wird
die Gerichtsbarkeit des Vogtes der des Burggrafen ganz gleich
gesetzt. Der Vogt hat ebenso wie der Burggraf das Recht
drei echte Dinge jährlich für die der bischöflichen Gerichtsbarkeit
unterworfenen Leute zu halten. Man sieht hieraus, daß dem
Bischöfe die öffentliche Gerichtsgewalt über die Angehörigen
seiner Kirche übertragen war. Eine Verleihungsurkunde ist
') Nies n. 127 p. 118.
2) Graf Walderdorff p. 219.
2) Gaupp, Deutsche Stadtrechte l p. 167.
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nicht erhalten. Riezler meint, daß das Regensburger Bisthum
das erwähnte Recht schon im Jahre 853 besessen hätte, weil
in einer Urkunde König Ludwigs bestimmt wird, „daß weltliche
Beamte die Güter der Regensburger Kirche nicht betreten
dürfen, solange die Vögte des Bisthums ihre Gerechtsame
üben wollen." )^ Aber in der Urkunde ^) wird nur von einigen
östreichischen Besitzungen der Regensburger Kirche gesprochen;
ich weiß nicht, ob man zu einem Schlüsse von diesen auf die
Verhältnisse in der Stadt Regensburg selbst berechtigt ist.
M i r scheint es nicht wahrscheinlich, daß die Karolinger, welche
doch meist in Regensburg residirten, die Gerichtsbarkeit über
einen großen Theil der Einwohner ihrer Hauptstadt sollten
aus der Hand gegeben haben.
Daß das vogteiliche Gericht ebenso organisirt war wie
das gräfliche, ist wohl mit Sicherheit anzunehmen. Der Vogt
richtete also nach dem Urtheil von Schöffen wie der Graf.
Ebensowenig wie der unter königlicher Gerichtsbarkeit stehende
Theil der Stadt im Grafschaftsverbande eine abgesonderte
Stellung einnahm, war der bischöfliche Antheil der Stadt von
der Verwaltung der übrigen bischöflichen Besitzungen abgetrennt.
I m dreizehnten Jahrhundert erscheinen Zoll und Münze
in Regensburg in gemeinsamem Besitz von Bischof und Herzog.
Wann die Berechtigung zu münzen seitens des Bischofs er-
worben worden ist, ist nicht überliefert. Die ersten Regens-
burger Bischofsmünzen/) die erhalten sind, gehören erst dem
elften Jahrhundert an. 996 erhielten das Freisinger und das
Salzburger Bisthum die Münzen in den beiden Städten. I n
den Verleihungsurkunden Ottos I I I . heißt es: wouetam
8eui in looo krisiuAa (ßaixdurF) ciioto i
ooustrui et aprime inoeptari eouc688lum8.
') Gesch. Baierns I p. 286.
2) M«6 « . 44 p. 46.
Dannenberg p. 424.
Meichelbeck, Ui8t. kri«. I p. 192.
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meiner glaubt, daß damals auch die Münze an das Regens-
burger Bisthum gekommen sei.!) Adoch haben wir für diese
Zeit in den Werken Otlohs und Arnolds gute Nachrichten über
die Regensburger Verhältnisse, und es ist nicht zu vermuthen,
daß diese es unterlassen haben sollten, eine für das Bisthum
so wichtige Erwerbung zu erwähnen. Man kann, glaube ich,
aus der angeführten Stelle nur schließen, was wir auch aus
den erhaltenen Denaren Ludwigs des Frommen wissen, daß
die Regensburger Münze älter ist als die Salzburger und Frei-
s inger .—Im Jahre 916 verlieh König Konrad den zehnten
Theil des Zolles an das Bisthum.-) Damals ist es also
noch nicht im Besitze des Zolles gewesen. Später finden wir
den Bischof im Besitze eines jedenfalls den zehnten Theil über-
steigenden Antheils am Zoll, ohne daß wir eine Nachricht über
weitere Verleihungen hätten. Auch über den Marktverkehr
trifft er später Bestimmungen. Vielleicht hat er Zoll, Münze
und Marktaufsichtsrecht, die ja oft zusammen verliehen wurden,
in der ersten Hälfte des zehnten Jahrhunderts erworben, ohne
daß darüber überhaupt eine Urkunde ausgestellt wurdet) So
läßt sich wenigstens das Fehlen der Urkunden erklären; denn
es ist doch auffällig, daß so wichtige Urkunden sollten verloren
gegangen sein, während soviele weniger wichtige aus dieser Zeit
in Regensburg erhalten sind.
Drittes Eapitel:
Die Einwohner.
Arnold hat in dem Vorkommen der Bezeichnung oivitas
pubiiea für Regensburg den Beweis finden wollen, daß es
in der Stadt eine freie Gemeinde mit freiem Grundbesitz ge-
!) Regensburg. Chronik I p. 141.
') Meä N. 98 p. 94.
' ) Waitz, Verfassungsgeschichte V I I I p. 323 N. 8.
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geben habe. Den Ausdruck civitas pudlioa habe ich nur ein-
mal finden können;^) sonst wird die Stadt, wenn sie über-
haupt einen Beinamen bekommt, als eivitas ro^ia bezeichnet.
Anderswo findet Arnold in dieser Bezeichnung das Grund-
herrlichkeitsverhältniß des Königs zu einer Stadt ausgedrückt;
nicht so in Regensburg.') Hier wird das Vorkommen der
Bezeichnung oivita» re^ia daraus erklärt, daß „Arnulf hier
sein ständiges Hoflager hatte, oder weil der Stadttheil, zu
welchem die Pfalz gehörte, dort den besonderen Namen
rsssiu8 führte." Dagegen ist zu bemerken, daß nicht bloß
Arnulf in seinen Urkunden die Stadt als civita» re^ia be-
zeichnet, sondern auch die andern deutschen Karolinger. Dann
lag die Pfalz, die sich Arnulf erbaute, und wo er wohl auch
seine Urkunden ausgestellt haben wird, gar nicht im pa^us
roßiu8, wie wir früher gesehen haben. Außerdem wird dieser
Name auch von den andern Stadttheilen gebraucht. Es wird
ein ^.äaidart praeäive» meroator urdi8 rsgiae erwähnt-/)
aus der Beschreibung der Stadt in der ^ r aMa t i o 8. v io-
u ^ i i geht hervor, daß die Kaufleute nur in der Pfaffenstadt
oder in der Neustadt wohnten. Also muß auch unser Adal-
hart in einem von diesen beiden Stadttheilen ansässig gewesen
sein, und der Name urd8 re^ia kann nicht nur auf den pa^u»
soxiu8 bezüglich sein. Sogar der bischöfliche Palast wird als
in der königlichen Stadt belegen bezeichnet/) und der Dom
St . Peters wird die matsr 6col68iarum rkFiao civitati8 ge-
nannt/) woraus unzweifelhaft hervorgeht, daß das Beiwort
reAM8 sich auf die ganze Stadt bezieht. Dasselbe wird auch
bei dem einmal vorkommenden Ausdruck civita8 pubiiea der
») Meichelbeck, »izt. ?ri8. I 90.
' ) Verfassungsgeschichte der deutschen Freistädte I 4, 17.
?«2, Ilie». uneeäot. c X X l l .
?«2, Lbe«. «necäot. I Th. ! l l Coä. trnö. 8. Nm. o. XXVI I .
»s 8. petrum in eubiculn epkcnpuli infr» urbem
. 6. QI. I I l p. 482.
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Fal l sein. Also sind beide Bezeichnungen gleichbedeutend.
Diese Annahme wird dadurch bestätigt, daß die königliche
Pfalz in Regensburg ganz ohne Unterschied das Beiwort
paiatiuiu pM ioum und rsAmui erhält. „Zwar kann man
bei dem Worte Pfalz aus diesen Ausdrücken nichts folgern"
sagt Arnold,') aber da er seine Gründe für diese Behauptung
für sich behält, brauchen wir ihm nicht zu glauben, sondern
können ruhig den Schluß ziehen, daß re^ms gleich
ist. Ebensowenig wie Arnold aus der Bezeichnung
pudiieum auf die Existenz einer freien Gemeinde mit freiem
Grundbesitz in einer königlichen Pfalz schließen würde, möchte
ich darauf hin, daß einmal eine Stadt eivita8 publioa genannt
wird, die sonst immer oiviw8 rs^m heißt, eine solche in der-
selben vermuthen. Da es aber noch andere Hülfsmittel zur
Feststellung der Verhältnisse der Regensburger Einwohner gibt,
brauchen wir auf die Erklärung der vielumstrittenen Beiwörter
pud1iou8 und i6Fiu8 nicht so großes Gewicht zu legen.
Daß es Freie in Regensburg gab, unterliegt keinem
Zweifel, denn sie kommen mehrfach in den Urkunden vor.
Von dem Kaufmann Adalhart wird ausdrücklich hervorge-
hoben, daß er frei war. )^ Jener Ratharius, welcher seine
leibeigene Magd als Zinspsiichtige an St . Emmeram übergab
und die mit ihr erzeugten Söhne für frei und von jeder
menschlichen Knechtschaft unabhängig erklärte,') war ohne
Zweifel auch selbst frei; und er war wohl auch mit seinen
Söhnen der Stadt Regensburg angehörig. Das scheint daraus
hervorzugehen, daß er das erwähnte Rechtsgeschäft in Gegen-
wart des 8ubvioariu8 Lantolt und anderer Bürger der könig-
lichen Stadt Regensburg vollzog. Ferner wird von einem
Kaufmann Wilhelm berichtet, daß er von den Vorfahren
») I. e. p. 16.
') ?«2 I. c. e. X X I I .
' ) Gemeiner, Ursprung v. Regensburg p. 67.
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l l ! mit der Freiheit bescheM sei.') Die Erwähnten
waren sicher nicht die einzigen Freien in der Stadt. Das
läßt sich aus dem Vorhandenfein der drei echten Dinge noch
im dreizehnten Jahrhundert schließen. Zu diesen ist sowohl
der Burggraf als auch der bischöfliche Vogt berechtigt. Es
muß also sowohl in dem königlichen als auch in dem der
bischöflichen Gerichtsbarkeit unterworfenen Theil der Stadt
Freie, welche zum Besuche derselben verpflichtet waren, ge-
geben haben.
Freien d. h. unbelasteten Grundbesitz haben diese Freien
wohl kaum gehabt. Von den der bischöflichen Gerichtsbarkeit
Unterworfenen ist das selbstverständlich und wird auch von
niemand in Zweifel gezogen. Daß es bei den der gräflichen
Gerichtsbarkeit Unterstehenden nicht anders sein kann, ergibt
sich aus dem im ersten Capitel gewonnenen Resultat, daß der
König ursprünglich der Grundherr der ganzen Stadt war.
Dieses Grundherrlichkeitsverhältniß fand seinen Ausdruck darin,
daß zur Anerkennung des Obereigenthums des Königs ein
Grundzins gezahlt wurde. Von diesem Grundzins wird aller-
dings in den Urkunden nicht ausdrücklich gesprochen. Doch
finden sich Spuren davon. Von dem Grundstück, welches der
König im Jahre 1000 dem Grafen Adalbero schenkt, wird
gesagt, daß es von einer Frau Namens Adalburg besessen
sei. 2) Was für einen Sinn hätte diese Schenkung, wenn nicht
die Frau Adalburg zu einem Grundzins an den König ver-
pflichtet war, den nun der Graf Adalbero empfangen soll.
Denn daß die erwähnte Frau durch die Schenkung aus ihrem
Besitz verdrängt worden sei, geht aus der Urkunde nicht her-
vor. Ebenso hat die 1002 erfolgte Schenkung an das Bisthum
Brtzen nur dann Werth, wenn die drei Männer Azo, Lanzo
») Me6 n. 116 p. 109.
' ) Nies ?i. 122 p. 114. eurtiserum — PV58S88UM ll yuaänm mu-
llere, ^s»lbnrß nuncupst».
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und Gotti, die als Besitzer bezeichnet werden,') den Grundzins,
den sie bisher an den König zu entrichten hatten, fortan an
das Bisthum Bchen bezahlen sollen. M s Grundbesitzer in
Regensburg werden noch erwähnt Odalman") und Ruozi; ' )
ein gewisser Riziman^) schenkt im Beginn des elften Jahr-
hunderts drei lmrtilia in Regensburg in der Nähe der Iuden-
stadt an S t . Emmeram. Daß die zahlreichen Schenkungen an
die Kirchen, bei denen die uns erhaltenen Traditionsurkunden
keine Angabe über die Lage enthalten, in Regensburg belegen
waren, wie Waitz meint/) ist sehr wahrscheinlich. Bei allen
diesen wird ein Grundherrlichkeitsverhältniß des Königs nicht
erwähnt. Gleichwohl möchte ich daraus nicht schließen, daß
diese Grundstücke freies Eigenthum der Traditoren«) gewesen
seien. Das königliche Recht an Grund und Boden fand feinen
Ausdruck in einem Grundzins, den aufzuzeichnen der Clerus,
aus dessen Traditionsbüchern wir ja nur Nachricht über diese
alten Verhältnisse haben, kein Interesse haben konnte.
Die Möglichkeit, daß die Regensburger freies Eigenthum
erwerben konnten, war vorhanden. Erstens konnte der König
ihnen freies Eigenthum verleihen, wie er das ja an das Bisthum
und die geistlichen Stifter that; oder die Bürger konnten von
den geistlichen Stiftern, die durch königliche Verleihung in den
Besitz von freiem Eigen gekommen waren, dasselbe käuflich
erwerben. Aber wenn auch einige vielleicht auf diesem Wege
' ) Meä w. 126 p. 118. curtiferum — pu88«88um » triku« viri»
it» vncit»ti8 ^««, Ii»nxo 6otti.
2) Nieä N. 73 p. 74.
2) Nies N. 123 p. 115.
^) Quellen und Erörterungen zur bair. Gesch. I p. 24.
5) Verfassungsgesch. V p. 375 N. 2.
6) Die von Waitz 1. o. erwähnte curti8 bersäitaria et prnpri»,
die ein urdsnu8 oivi», der zugleich Ministeriale ist, an St. Em. schenkt,
Quell. u. Er. I 165, ist allerdings freies Eigengut, liegt aber nicht in
Regensburg, sondern in Suabeluis.
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in den Besitz von freiem Eigen kamen, so haben sie dasselbe
doch nicht unbelastet erhalten, sondern an geistliche Stifter
übertragen, von denen sie es dann gegen eine jährliche Abgabe
zurückerhielten. Wie bereit man war die Freiheit des Grund-
besitzes zu Gunsten der Kirche aufzugeben, sieht man am besten
daraus, daß das baierische Volksrecht die Bestimmung an seiner
Spitze t r u g / ) welche jedem Freien das unbeschränkte Ver-
fügungsrecht über seinen Grundbesitz zu Gunsten der Kirche
einräumte. Ganz unabhängigen Grundbesitz der Einwohner
hat es also in Regensburg nicht gegeben. Gleichwohl hinderte
der das Obereigenthum des Königs oder eines geistlichen Stiftes
ausdrückende Grundzins, der an einem Grundstück haftete, den
Inhaber nicht, über dasselbe zu verfügen, es zu verkaufen oder
zu vertauschen. Eine Minderung der persönlichen Freiheit der
Inhaber des belasteten Grundeigenthums wurde durch die
Zahlung des Grundzinses an sich nicht herbeigeführt. Doch
lag es nahe, daß diejenigen, welche durch Zahlung des Grund-
zinses in einer Beziehung zu dem König oder einem geistlichen
St i f t standen, durch Übernahme eines hofrechtlichen Amtes in
ein engeres Verhältniß der Abhängigkeit zu denselben traten.
Leider wissen wir über solche hofrechtliche Beamtungen und
die Stellung der Inhaber derselben aus unserer Zeit sehr
wenig. Nur das mimstslium AoUenarü wird 916 )^ erwähnt,
als dessen derzeitigen Inhaber wir wohl den ^.äalpsro oxaotor
telousi, der in der erwähnten Urkunde des Ratharius als
Zeuge auf t r i t t / ) ansehen müssen. Dasselbe war vielleicht,
nachdem ein Theil des Zolls durch König Konrad I. 916 an den
Bischof verliehen war, ein bischöflich-königliches ministoiium. ^
Über andere hofrechtliche Änlter und diejenigen, welche sie ver
walteten, fehlen Nachrichten aus unserer Zeit.
l) M. <3. I ib. IN p. 269.
' ) Mes 5l. 98 p. 94,
') Gemeiner, Ursprung von Regensburg p. 67.
Nitzsch, Ministerialität und Bürgerthum p. 221.
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Zahlreich und von Jahr zu Jahr zunehmend war die
Censualenbevölkerung der Stadt. Über diese Einwohnerklasse
gibt die schon mehrfach erwähnte Urkunde des Ratharius
Aufschluß. Die Magd, welche dieser durch dieselbe an S t . Em-
meram als Zinspflichtige schenkt, soll jährlich eine Abgabe von
vier Denaren entrichten und ihr übriges Leben nach ihrem
Belieben einrichten, d. h. sie ist nur in der Weise vom Kloster
abhängig geworden, daß sie ihre jährliche Abgabe zu zahlen
hat, aber nicht zu persönlichen Diensten verpflichtet ist. Die
Abgabe von vier Denaren ist die niedrigste, welche in Regens-
burg vorkommt. Gewöhnlich werden fünf Denare bezahlt;
doch kommt auch der fünf M a l höhere Betrag vor. Das
Befreitsein von den täglichen Diensten scheidewdie Censualen
von der untersten Bevösterungsklasse der umncipia. Zu diesen
gehören in unserer Zeit wohl die sämmtlichen Handwerker.
Häufig findet ein Aufsteigen aus dieser untersten Klasse in den
Censualenstand statt, indem die wauoipia an geistliche Stifter
übertragen werden nur mit der Verpflichtung eine jährliche
Abgabe zu zahlen, wofür sie von den täglichen Dienstleistungen
befreit sind.
Die Hauptmasse der Bevölkerung stand, je nachdem sie
auf bischöflichem oder königlichem Grund und Boden ansässig
war, unter der Gerichtsbarkeit des Vogtes oder des Grafen.
Die königlichen Stifter fcheinen eine besondere Gerichtsbarkeit
über ihre Leute gehabt zu haben. Die zu S t . Emmeram ge-
hörigen Leute gehörten natürlich unter das bischöfliche Gericht,
da S t . Emmeram noch nicht vom Bisthum getrennt war.
Die Bewohner der den auswärtigen geistlichen Stiftern ge-
schenkten Stadtgebiete blieben unter der königlichen Gerichts-
barkeit;') vielleicht war dies auch der Fall bei den später
I n Hunds Uetrnpoliz 8»lllzbur«i eö. N»t. p. 147 werden zwar
auch die Leute der Salzburger, Eichstädter, Freisinger, Bamberger Kirche
als dem Regensburgischen bischöflichen Gericht unterworfen angeführt,
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nach der Ausstattung des Bisthums bei seiner Begründung an
dasselbe gemachten Schenkungen. Denn das königliche Gericht
erstreckte seine Zuständigkeit über einen viel größeren Theil der
Einwohnerschaft als das bischöfliche. Am Ende des fünfzehnten
Jahrhunderts waren dem letzteren nur 37 Familien unter-
worfen.') Ein solches Verhältniß der beiden Gerichte hätte
nicht bestehen können, wenn alle diejemaen, welche auf Grund-
stücken angesessen waren, die an das Bisthnm oder die bischöf-
lichen Stifter übertragen wurden, auch unter die bischöfliche
Gerichtsgewalt gekommen wären.
Ob die in der i ' r a u M t i o 8. v ion^s i i erwähnten drei
pa^i eine ältere Stadteintheilung gewesen oder nur vom Ver-
fasser der i ' r s M a t i o erfunden worden sind, läßt sich nicht
entscheiden. Gegen das Erstere spricht der Umstand, daß sie
in den Urkunden gar nicht erwähnt werden, wogegen der Zweck
einer Erfindung auch nicht zu ersehen ist. Vielleicht waren es
im Volksmunde übliche Namen ohne practische Bedeutung.
Von einer communalen, markgenossenschaftlichen oder son-
stigen Behörde, aus der etwa der spätere Rat hätte hervorgehen
können, findet sich in unserer Zeit keine Spur. Auch die Schöffen
komten keine Vertretung der Gemeinde bilden, da es zwei
Gerichte in der Stadt gab, ein jedes mit besonderen Schöffen,
und auch diese waren, da die beiden Gerichte ihren Wirkungs-
kreis auf ein größeres als das bloße Stadtgebiet der beiden
Gerichtsherrn erstreckten, nicht nur für die Stadt competent.
jedoch ohne irgend einen Beweis fitr die Richtigkeit dieser Angabe.
Dagegen erwähnt eine Aufzeichnung des zum bischött. Gericht gehörigen
Theils der Stadt aus dem vierzehnten Jahrh. (v. Freyberg, Sammlung
hist. Schriften V p. 56) diefe nicht. Damals hatten aber noch die be-
treffenden Kirchen den im zehnten und elften Jahrhundert erworbenen
Besitz in der Stadt.
>) Gemeiner, Regensburg. Chronik I V p. 1.
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weiter U b schnitt.
Der Uiinig und sein Verhältniß zur 8tadt.
I n der vorigen Periode verwaltete der Graf des Donau-
gaues die königlichen Rechte in der Stadt. Seit dem letzten
Viertel des zehnten Jahrhunderts wird der Titel praofoowg
urbis, der offenbar nur eine Übersetzung des erst 1147^) vor-
kommenden deutschen Namens Burggraf ist, für den königlichen
Beamten in der Stadt üblich. Dieser Titel ist nur ein neuer
Name für die alte gräfliche Würde, der wohl nur darum ent-
standen ist, well der Graf seinen Sitz in der Stadt hatte, und
weil die Befugnisse in der Stadt mit der Zeit die wichtigsten
des ganzen Amtes wurden. Daß die Burggrafschaft in der
That nichts Anderes war als die alte Grafschaft, ergibt sich
am besten daraus, daß in den Urkunden die Burggrafen oft
den Titel vorne» führen, daß Regensburg, wenn seine geo-
graphische Lage genau angegeben werden soll, als im Donau-
gau, im Comitat des betreffenden Burggrafen belegen bezeichnet
wird. 2) Wie alle Grafschaften so wurde auch die Regensburger
Burggrafschaft aus einem Amte ein erbliches Lehen. I n die
siebziger Jahre des zehnten Jahrhunderts ist der erste Burg-
») Me«l «. 233 p. 218.
') Z. B. Meö 0l. 126 p. 118. eunikerum ln orovlnsi«
vrum in clvll»te NHs«8p<m» in «omlt»tn Nnotgertl «itum,
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graf zu setzen, welcher erwähnt wird. Der zweite Namens
Pabo wird im Jahr 990 zuerst als Burggraf genannt. I n
seinem Geschlecht wurde die Würde erblicht) Die Familie
nannte sich später auch nach der Burg Rietenburg. I m Laufe
des zwölften Jahrhunderts theilte sie sich in zwei Linien. Die
ältere behielt die burggräfliche Würde und die später soge-
nannte Grafschaft Rietenburg, während die jüngere die Graf-
schaft Steveningen bekam und zum Unterschiede von der
burggräflichen Familie den Titel Landgrafen führte. Die
Rietenburger starben um 1185 aus; die landgräfliche Linie
um zehn Jahre ungefähr später.
Der Burggraf hatte alle die Befugnisse in der Stadt,
welche früher der Graf in derselben ausübte; zunächst die
Gerichtsgewalt. M i t dem Aufkommen des Namens Burggraf
erfolgte nicht eine Exemption der Stadt aus dem Grafschafts-
gerichte. Regensburg wird vielmehr in den Urkunden zum
Donaugau gerechnet. Am besten zeigt sich das bei Gelegenheit
der Schenkungen des Kaufmanns Wilhelm im Jahre 983,
also ungefähr zehn Jahre nach dem Vorkommen des ersten
Burggrafen. Dieser Wilhelm schenkt Grundstücke, die in drei
Grafschaften lagen; für jede Grafschaft wird eine besondere
Urkunde ausgestellt.^) Hier werden die Grundstücke in Re-
gensburg selbst und einige Dörfer im Donaugau als zur
Grafschaft Pabos gehörig in eine Urkunde zusammengefaßt.
Auch als sich die burggräfliche Familie in zwei Linien spaltete,
geschah diese Theilung nicht so, daß sich die später speciell als
burggräfliche Familie bezeichnete Linie auf die Rechte in der
Stadt beschränkt hätte, und so eine Exemption derselben aus dem
Gauverbande herbeigeführt worden wäre. Daß die Schöffen-
Wittmann, die Burggrafen von Regensburg, Abhandlungen der
bair. Akademie; hist. Klasse X V I I p. 363. Mayer, Archiv f. 'östr. Gesch.
X I I p. 249. v. Giesebrecht, Sitzungsbericht d. bayr. Akademie 1870
l p. 562. Riezler, Geschichte Vaierns p. 871 — 874.
' ) Mecl N. 115. 117 und Not» p. 109 — 111.
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Verfassung auch im Regensburger Grafengerichte eingeführt sei,
mußten wir früher aus allgemeinen Gründen annehmen. I n
unserer Periode begegnen uns wirklich Schöffen, nur führen
sie den Namen Ml ices. Zuerst kommen sie im Jahre 983
bei der Schenkung des Kaufmanns Wilhelm vor^). Später
finden wir sie öfters in den Urkunden unter den Zeugen.
Ebensowenig aber, als es ein für die Stadt allein bestimmtes
gräfliches Gericht gab, hat es ein besonderes städtisches Schöffen-
collegium gegeben. Nur ein gerichtlicher Unterbeamter des
Burggrafen, der souMai?, eauMious, tnbuuu8 oder osnturio^)
heißt, scheint nur für die Stadt allein bestimmt zu sein und dem
früher erwähnten 8udvioariu8 oivitati8 zu entsprechen^).
Über die militärische Stellung des Burggrafen etwas ganz
Sicheres anzugeben, ist unmöglich. Zum Zweck der Stadt-
vertheidigung scheint derselbe auch über die seiner Gerichts-
barkeit nicht unterworfenen Einwohner gewisse Rechte gehabt
zu haben. Das läßt sich aus einem Rechtes erkennen, das
noch im Jahre 1360 der Herzog von Baiern von der Burg-
grafschaft her besaß, und das von der dem Grafen wahrschein-
lich aus militärischen Rücksichten zustehenden Befugniß, die
Wege zu beaufsichtigen, herrührt. Der Burggraf durfte näm-
lich mit einem quer über den Sattel gelegten Speer die Straßen
Meä ?i. 116 p. 110. »imilller et prlml Fusires comilntuum
o<M5trioti et ^ursmento l6em le8tiKcgli »unt.
2) Quellen und Erört. I p. 7 N. l .
' ) Arnold p. 287 meint: „Unter dem Schultheißen und Stadt-
greven stehen die beiden Amtleute als Umerrichter. Wir finden solche
Unterrichtet für die niedere Gerichtsbarkeit in allen Städten: in Regens,
bürg waren es zwei „cnmitvs." Er beruft sich hiefür auf Me6 p. 167
und 171. Die beiden letzten Zeugen p. 167 Otto (lomsz et^6elbertu3
Lomes sollen die vermeintlichen Unterrickter sein; doch sind die Zeugen,
wie aus »I. «. 29» ?. 211 N. «) und Stumpf Nr. 2894 hervorgeht,
von später Hand aus Nieä p. 171 herübergenommen. Dort sind Otto
und Xävlberws als wirkliche Grafen schon an ihrer Stellung kenntlich.
<) v. Freyberg, Samml. hist. Schriften V p. 155.
««Handlungen d. hiftor. Bereines. Bd. x « v u . 3
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durchreiten, was dann dem Speer an beiden Seiten im Wege
ist, das muß weggeräumt werden. Es ist klar, daß dieses
Necht sich nicht bloß auf die der burggräflichen Gerichtsbarkeit
unterworfenen Leute bezogen haben kann. Auch die schon im
zwölften Jahrhundert erwähntes, also wohl schon früher
existirende Eintheilung der Stadt in acht Wachten, die, wie
schon der Name sagt, zu militärischen Zwecken geschehen sein
muß, läßt darauf schließen, daß der Burggraf zur Vertheidigung
der Stadt eine sich über alle Einwohner erstreckende Gewalt
gehabt haben muß.
Wie der Burggraf sein Aufsichtsrecht über den Mar t t -
verkehr und diejenigen, welche sich daran betheiligten, ausübte,
darüber sind wir am allerschlechtesten unterrichtet. Erst 1205
in der Vergleichsurlunde *) von Herzog und Bischof wird da-
von gesprochen. Ob die Bestimmung, welche hier getroffen
wird, daß der Bischof und der Herzog, welcher seit dem Aus-
sterben des burggräfiichen Geschlechtes im Besitze der Rechte
desselben war, nur gemeinsame Anordnungen über den Mar l t -
verkehr treffen wollen, damals erst aufgestellt worden ist, oder
schon früher zu burggräflichen Zeiten bestanden hat, läßt sich
aus der Urwnde nicht erkennen. Wie für den Fal l , daß ein
solches Abkommen mit dem Bischof früher nicht bestand, die
burggräfliche Gewalt sich mit der bischöflichen auseinandersetzte,
darüber können wi r uns bei dem Mangel an Nachrichten kein
B i ld machen. Leicht und einfach kann eine solche Auseinander-
setzung nicht gewesen sein, da doch an demselben Markte nicht
nur die unter burggräflicher und bischöflicher Gerichtsbarkeit
stehenden sondern auch Fremde sich betheiligten. Das Ent-
stehen der Innungen muß diese Verhältnisse noch verwickelter
gemacht habm.
I n einer Urkunde von Weihenstephan unter Abt Eberhard V.
1197 — 1219 kommt als Zeuge ein Nuoälßvru« ^Vnlttmnzklor von
zensburg vor. U. ». I X p. 481.
«) Nl«s 5l. 907 ?. 289.
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Sehr complizirt sind auch die Verhältnisse der Regens-
burger Münze'). Es sind hier zwei Perioden zu unterscheMn.
Die eine bis zur Mitte des elften Jahrhunderts; dann folgt
eine Pause in der Prägung von ungefähr hundert Jahren;
es sind wenigstens Regensburger Münzen, die sich mit völliger
Sicherheit der Zeit von ungefähr 1050 — 1150 zuweisen
ließen, nicht erhalten. Die Münzen der ersten Periode tragen
Inschriften; es sind hier Münzen der bairischen Herzöge
erhalten und derjenigen Könige, welche zugleich das Herzog-
thum inne hatten. Außerdem ist eine Münze erhalten, die
bei Dannenberg abgebildet ist, welche auf der einen Seite
die Inschrift Ruodbert, auf der andern Radaspona trägt. Ein
Burggraf dieses Namens lebte in der Zeit, welcher der Form
nach diese Münze angehört. Freilich haben Dannenberg')
und Grote die Münze nicht dem Burggrafen zugewiesen, viel-
mehr den Ruodpert für den Münzmeister erklärt. Aber nach
Dannenbergs Angabe ist es die Regel ^ ), daß bei den M ü t t M
der in Rede stehenden Zeit auf der einen Seite der N a M des
Münzherrn, auf der andern der der Münzstätte steht. Daß
an die Stelle des Münzherren der Münzmeister tr itt, dafür
findet sich sonst kein Beispiel. Ich möchte darum die Münze
dem Burggrafen zutheilen. Außerdem gibt es noch Münzen
der Bischöfe aus dieser Zeit*). Ob es nun drei oder zwei
Münzanstalten in Regensburg gegeben hatte, oder, wenn es
nur eine gegeben hat, wem die Aufsicht darüber zustand, unter
wessen Obrigkeit die Münzer standen, diese Fragen lassen sich
nicht beantworten. — M i t der Mitte des zwölften Jahrhunderts
' ) Dannenberg, die deutschen Münzen der sächs. und frank. Kaiserzeit
p. 423. Die Münzen, die Obermayr (hist. Nachrichten von bayr.
Münzen 1763) in die zweite Hälfte des X I . Jahrh, verlegt hat, sind
aus viel späterer Zeit, Dannenberg. z». 444.
') l . e. p. 425. Grote, Münzstudien V I I I 56, 233.
' ) l . e. p. 25.
Dannenberg !. o. p. 424.
3*
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ungefähr beginnt nach Dannenberg die zweite Münzperiode.
Eine urkundliche Nachricht über die Regensburger Münze ent-
hält erst der Vergleich von 1205, welcher von Herzog und
Bischof abgeschlossen, bestimmt, daß die Münze bestehen bleibe
wie bisher. Eine genauere Angabe bringt dann der Schied-
spruch der Regensburger Bürger von 1255 ^) ; danach soll
die Münze in gemeinsamem Besitz von Herzog und Bischof
sein und bleiben. Dieser Spruch wil l nur die Verhältnisse,
wie sie früher waren, herstellen. Es wird also wohl schon
1205 und vorher die Münze im Besitz von Herzog und Bischof
gewesen sein. Dem entspricht es auch, daß sich Münzen
finden, welche aus ihrem Gepräge erkennen lassen, daß sie
herzoglich-bischöflichen Ursprungs sind^). Außerdem werden
aber auch Münzen, welche auf der einen Seite das Bi ld
des hl . Petrus auf der andern das des Bischofs führen und
andere, welche ihrem Gepräge nach nur herzoglich sind, der
Regensburger Münzstätte zugeschrieben').
M i t dem Übergang der gräflichen Gewalt vom Amte zum
Lehen flössen natürlich die Einnahmen, welche der Graf ur-
sprünglich für den König zu erheben und zu verwalten hatte,
ihm selbst zu. So bezieht der Burggraf die Einkünfte aus
seinem Gericht für sich. Ebenso ging es mit den aus der
Grundherrlichkeit des Königs herrührenden Rechten und Ein-
künften. Betrachten wir zunächst, was aus den königlichen
Pfalzen geworden ist. Die alte Pfalz bei der Alten Kapelle
war schon zur Zeit König Konrads I I . verfallen ^). I n der
ehemaligen Pfalz Kaiser Arnulfs hielt der Burggraf Gericht ^
») Mes N. 466 i». 443.
' ) Schratz, Eonventionsmünzen der Herzöge und Bisch. Berh. d.
hist. Ver. v. Oberpfalz u. R. X X X I V p. 152 ff.
' ) Obermayr l . c. und Beierlein, die bayr. Münzen des Haufes
Wittelsbach.
Mecl N. 147 p. 139.
1183. Nleü « . 282 ?. 263.
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Sie war in seinen Besitz übergegangen, denn später finden wir
sie in der Hand seines Erben, des Herzogs von Baiern, der
sie 1210 an den deutschen Orden schenkte'). Die dritte Pfalz
blieb vielleicht in unmittelbarem Eigenthum des Königs. I m
zwölften Jahrhundert wird ein Tausch abgeschlossen m pndlio»
ouria k'riäbnoi OasZari» iu Nati8poua )^ und noch 1280 wird
von einem Garten erwähnt, daß er propo ouriam rs^i» be-
legen sei'). Noch '1389 beanspruchte Wenzel den Königshof
zu Regensburg als königliches Eigenthum *). Gleichwohl be-
richtet König Konrad IV. im Jahr 1251 °), daß er in St . Em-
meram nach der Sitte seiner Vorfahren Quartier genommen
habe. Damals kann also die Pfalz nicht mehr für den könig-
lichen Gebrauch bereit gewesen sein. Auf Wenzels Ansprüche
erwiderte der Rat : „es sei zwar hier in der Stadt ein Platz,
den man Königshof nenne; aber der älteste Einwohner gedenke
nicht, daß der Platz angebaut gewesen wäre""). Es scheint,
daß diese Pfalz bald nach Friedrich I. verfiel. Um dieselbe
Zeit starb auch das burggräfliche Geschlecht aus. Vielleicht
hatten die Burggrafen die Pflicht für die Erhaltung der Pfalz
zu sorgen. Daß ihr Nachfolger, der bairische Herzog, dieselbe
nicht mehr übte, ist sehr wahrscheinlich, und sehr erklärlich daß
daher die Pfalz verfiel, und dennoch niemand die Ruine mit
Beschlag belegte. Wenn so die Pfalz wirklich ein Eigenthum
des Königs blieb, so war diese das Einzige, was ihm von
der Grundherrlichkeit über die Stadt noch übrig war. Alle
aus derselben herrührenden Abgaben, wie Grundzinsen, Kopf-
I) Nieä p. 299 n . 318.
") ?e2 1. c. 0. 160. Derselben Zeit wird wohl die Stelle «mte
ourinm lmperatoriz in der Urkunde, die v. Lang Noxest» vnio» I I
p. 14 in das Jahr 1204 fetzt, angehören. Damals gab es gar keinen
Kaiser.
' ) Nies N. 596 p. 567.
Gemeiner, Regensburg. Chronik I I p. 266.
»Innumenl» voio» X X X » p. 311.
Gemeiner I. «»
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zinse der Censualen, Dienste der Hörigen oder die dafür em-
tntende Abgabe der Handwerker flössen dem Burggrafen zu.
Später hat sie wenigstens der Herzog, der sie nur aus der
burggräflichen Erbschaft erhalten haben kann. Das Recht des
Herzogs gemeinsam mit dem Bischof die eoUsotae von allen,
welche sich am Marktverkehr betheiligen, zu erheben, wird auch
von einer Berechtigung des Burggrafen herzuleiten sein. Ob
und welche Einnahmen der Burggraf aus Münze und Zoll
bezog> entzieht sich unserer Kenntniß.
Während so die Rechte des Königs in der Stadt seiner
unmittelbaren Verfügung entzogen waren mit einziger Aus-
nahme des Anrechtes an die Pfalz, so war doch das Bewußtsein
des Zusammenhanges der Stadt und ihrer Bevölkerung mit
dem Reich nicht verschwunden. Hier wurden die Reichstage,
welche in Baiern stattfanden, abgehalten. Ein Zeichen der
Zugehörigkeit der Stadt zum Reich war es auch, daß der
König im Falle des Bedürfnisses von der ganzen Stadt eine
Steuer zu erheben sich für berechtigt hielt. Der erste Fall
einer solchen Steuer wird im Jahre 1084^) erwähnt, in
welchem Heinrich IV. eine große Summe von den Regens-
burgern erhob, um seine in I ta l ien gemachten Schulden zu
bezahlen. Die Forderung erregte den Zorn und Haß der
Bürger.
Aus gleichem Rechtsgrunde übte der Herzog, der ja vice
rosis die Rechte des Reiches in seinem Herzogtum verwaltete,
dieselben Befugnisse wie der König in der Stadt. Hier hielt
er die meisten bairischen Landtage ab. War Regensburg ftüher
die Hauptstadt des deutschen Karolingerreiches gewesen, so hatte
es jetzt den Charakter einer Hauptstadt des bairischen Her-
zogtums. Nicht als ob der Herzog hier residirt hätte ^). Re-
' ) v. Giesebrecht, Gesch. d. deutschen Kaiserzeit I V p. 514. »I .
«. X I I I p. 48.
') Wenn Riezler aus den wiederholten Landtagen in R. und da-
raus, daß die Stadt bei Otto von Freising metrypoli« et svsos «lnvum
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gensburg hatte vielmehr für das bairische Herzogtum Mgefähr
die Bedeutung, welche Aachen für das Reich befaß. Hier em-
pfing der neue Herzog die Einweisung in sein Amt und die
Huldigung der Großen. Ebenso wie von König Heinrich lV .
wird von den Herzögen Heinrich dem Stolzen ^ ) und dem
Babenberger Leopold 2) berichtet, daß sie bedeutende Geldsummen
von der Bürgerschaft empfingen. Über diese Steuern wird
ebenso berichtet wie über die Erhebung unter Heinrich IV., es
läßt sich daraus erkennen, daß sie ganz derselben Ar t waren.
I n allen drei Fällen waren die Bürger durch die Forderung
in Zorn und Schrecken versetzt. Es scheint also ein eigentlicher
Rechtsgrund für die jedesmalige Geldforderung nicht geltend
gemacht worden zu sein, derselbe vielmehr nur in dem Be-
dürfnisse und in der Macht der Fordernden ihr Verlangen
durchzusetzen bestanden zu haben. Daß sick dieselben aber über-
haupt mit einer solchen Forderung an die gesammte Bürgerschaft
wendeten, kann seine Erklärung nur darin finden, daß ein
Gefühl des ursprünglichen Zusammenhanges derselben mit
dem Reich bestanden haben muß.
Meites Eapilel:
Die bischöfliche gemalt.
Die Zeit der Ottonen ist für die rheinischen Bischofsstädte
diejenige, in welcher durch Übertragung der Rechte und des
Grundbesitzes des Königs an den Bischof die staatliche Gewalt
N»w»ri»e genannt wird, den Schluß zieht, daß sich in der Stadt eine
herzogliche Burg befunden habe, die von Heinrich dem Löwen auf Otto
von Wittelsbach übergegangen sei, (Heigel und Riezler das Herzogthum
Baiern p. 180) so ist das unbegründet. Aus der 5r»,i8i»tlo 3. vion^zU
geht hervor, daß der Herzog bei seinen feierlichen AmtshaMungen i n
der K'ömgSpfalz residirte; f. p. 9.
») !«8t. Wolf. ^VeinKnrt. U. v. XXI p. 463.
') Otto kri«. « . 0. XX p. 262.
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in den Städten in einer Hand vereinigt und so eine einheitliche
Verwaltung der Städte ermöglicht wurde. Es ist oft gefragt
worden, warum die Regensburger Kirche nicht auch den könig-
lichen Theil der Stadt an sich gebracht und so für die Stadt
die für ihr Gedeihen so wesentliche Einheit der Verwaltung
herbeigeführt habe. Ich kann in den äußeren Verhältnissen
keine Erklärung für diese Besonderheit finden. Vielleicht liegt
aber der Grund dafür in der Richtung der Politik des Regens-
burger Bisthums, welche der größte und bedeutendste der
Bischöfe gerade zu der Zeit eingeschlagen hat, als die rheinischen
Bischöfe die weltliche Macht in ihren Sitzen ganz und gar
an sich zu bringen suchten. Der heilige Wolfgang von Regens-
burg war ein älterer Zeitgenosse jenes in der deutschen Städte-
verfasfungsgeschichte so berühmten Bischofs Burkhard von
Worms. Beide Männer hatten wohl dasselbe höchste Ziel vor
Augen: die Hebung des kirchlichen Lebens in den ihrer Obhut
anvertrauten Diöcesen; aber in der Wahl der Mit te l zur Er-
reichung dieses Zieles ist kaum ein größerer Gegensatz denkbar
als der, welcher zwischen diesen beiden Männern herrschte.
Während Burkhard durch Herstellung einer bedeutenden welt-
lichen Macht besonders in der Stadt Worms selbst eine Grund-
lage für seine kirchlichen Ziele und Pläne gewinnen wollte,
ging Wolfgang den entgegengesetzten Weg. Durch Beeinflussung
des kirchlichen Lebens einzig und allein wollte er eine Besserung
der Zustände in seiner Diöcese herbeiführen. Dabei hatte er
in seiner mönchischen Richtung keinen S inn für die Vortheile,
welche weltliche Macht und Einfluß seinen Bestrebungen hätte
gewähren müssen. Wie er sein eigenes Hab und Gut freigebig
vertheilte, so ging er auch mit dem Vermögen seines Bisthums
verschwenderisch um. Gegen den Willen seines Clerus gab er,
als das Bisthum Prag errichtet werden sollte, seine Einwilligung
zur Abtrennung Böhmens von der Regensburger Diöcese, ohne
daß er für sein Bisthum irgend eine Entschädigung erhielt
oder auch nur verlangte. — Für das Kloster S t . Emmeram,
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das bisher unter bischöflicher Verwaltung stand, berief er einen
besonderen Abt. Wenn das auch für das kirchliche Leben der
Mönche sehr zweckmäßig sein mochte, seinem Bisthum entzog
er doch die unmittelbare Verfügung über die reichen Mittet
des Stiftes. — Um dem ärgerlichen Leben der Klosterfrauen in
Ober - und Niedermünster entgegenzuwirken, errichtete er ein
neues Frauenkloster in der Stadt, S t . Paul oder Mittelmünster,
auf bischöflichem Gebiet ^). Das Beispiel der dort hingesetzten
Nonnen sollte die Insassen der beiden andern Klöster auf den
rechten Weg führen. Aber durch diese Stiftung entzog er
wieder der unmittelbaren Verfügung des Bisthums eine Menge
Güter in der Stadt. — Diese Verminderung des überkommenen
Besitzstandes der Regensburger Kirche suchte er etwa nicht
durch Erwerbung neuer weltlicher Rechte zu ersetzen. So
müssen wir die unbedeutende Stellung, welche das Regens-
burger Bisthum gegenüber den andern Bisthümern einnahm,
vor Allem die geringe Macht desselben in der Stadt Regens-
burg selbst auf den hl. Wolfgang zurückführen. Seine Nach-
folger theilten seine Richtung nicht. Wenigstens St . Emmeram
wollten sie wieder in die alte Abhängigkeit vom Bisthum zu-
rückbringen. Die Bedrückungen der Mönche dieses Klosters
durch die Bischöfe, worüber Arnold von S t . Emmeram und
Otloh klagen, müssen wir als Versuche der Bischöfe ansehn,
ihr altes Recht gegen das Kloster wieder zur Geltung zu
bringen. Jedoch blieben diese Versuche ohne Erfolg. Wenn
auch das Kloster ein bischöfliches blieb, so behielt es doch seinen
eignen Abt und seine eigne Vermögensverwaltung.. I n diese
einzugreifen wurde den Bischöfen im Jahre 1021 von Hein-
rich I I . ausdrücklich verboten'). Während so die bischöfliche
' ) Otklnni Vits b. >V<»Ifk«n°i »l. 6 . 8z. IV p. 533.
Mecl 5i. 143 p. !35. ut neo epilzcopu» «üu8«1em luei
nnminnta bonn prsef»t»e ycclezwe »userry vei
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Politik mit Unglück gegen St . Emmeram arbeitete, konnte sie
ihre Aufmerksamkeit nicht auf eme Erweiterung der weltlichen
Rechte in der Stadt lenken. Unterdessen ging auch die Zeit
vorüber, welche der Erweiterung weltlicher Rechte in den
Städten seitens der Bischöfe günstig war. König Konrad I I .
ließ die Rechte des Reiches in Baiern feststellen, um zu be-
halten, was davon noch nicht vergeben war. So blieb die
Zweitheilung der Stadt während unserer ganzen Periode
bestehen.
Dürft ig sind die Nachrichten, die wir über die Verwaltung
des bischöflichen Antheils der Stadt haben. I m Stadtrecht
von 1230 erscheint der Domvogt als oberster bischöflicher
Richter in der Stadt. I m Jahre 1127 bezog der Vogt einen
täglichen Gewinn aus der Stadt l). Wi r sehen hieraus, daß
derselbe auch an der Spitze der Verwaltung gestanden haben
muß, denn für seine drei plaoita pudlioa, die er nach dem
erwähnten Stadtrecht jährlich in der Stadt abhalten darf,
wird er wohl nicht eine tägliche Einnahme aus der Stadt
bezogen haben. Welcher Vogt aber jedesmal diese Befugnisse
in der Stadt ausgeübt habe, ist nicht ersichtlich. Denn es gab
immer mehrere Vögte des Regensburger Bisthums zu gleicher
Zeit. Wie die Wirkungskreise der Einzelnen von einander
geschieden waren, ist nicht zu erkennen. 1127 hatte jedenfalls
Friedrich von Bogen die Vogtei in der Stadt. I n dessen
Familie scheint eine Vogtei thatsächlich erblich gewesen zu sein,
denn es kommen seit Ende des elften bis Ende des zwölften
Jahrhunderts Vögte aus derselben vor. Doch scheinen sie nicht
immer die Vogtei über dasselbe Gebiet gehabt zu haben. Als
Erzvogt') kommt Heinrich der Stolze vor; dieselbe Würde
scheint später Graf Gebhard von Sulzbach bekleidet zu haben,
I«8t. Welk. XVeinß»rt. M. «. 8s. X X I z>. 464.
zuum vera qnuUMnum «zuaeztum in civilste minui
2) Nies « . 200 p. 190,
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der den Titel aävoeatus p rmo ip lM führt '). Beide Fürsten
führen übrigens auch den Titel aävooaws ohne einen Zusatz y.
Die Kompetenzen eines Erzvogtes scheinen neben den der
andern Vögte nicht recht abgegrenzt gewesen zu sein. Die
Ausdehnung derselben scheint mehr eine Macht- als Rechts-
frage gewesen zu sein, sonst hätte Friedrich von Bogen nicht
fürchten können, daß durch den Erzvogt Heinrich sein täglicher
Gewinn aus der Stadt vermindert würde. So wenig Ge-
wisses sich über die Vogtei der Regensburger Kirche im allge-
meinen sagen läßt, das Eine kann man mit ziemlicher Be-
stimmtheit behaupten, daß nämlich eine Exemption des bischöflichen
Stadtantheils aus dem übrigen bischöflichen Gebiet wenigstens
in Bezug auf die hohe Gerichtsbarkeit nicht stattfindet. Es
gibt nicht einen besonderen Stadtvogt. Wohl aber gibt es
einen Beamten entsprechend dem burggräflichen Schultheiß,
welcher, da später im dreizehnten Jahrhundert feine Com-
petenzen sich nur auf die bischöfliche Stadt beschränken, von
Anfang an für dieselbe bestimmt gewesen zu sein scheint. Er
führt den Titel praepoZiws, Propst. 1135 kommt der erste
weltliche Propst vor^), der sich als solcher erkennen läßt, weil
später sein Sohn erwähnt wird^). D a von einer Einsetzung
in diesem Jahre keine Rede ist, wird das Amt wohl schon
vorher bestanden haben. Über die Zusammensetzung des
bischöflichen Gerichts läßt sich Neues für unsere Periode nicht
beibringen, ebenso über die in bischöflicher Gewalt befindlichen
andern Rechte.
») Nie6 n. 260 p. 239.
' ) Nie<l X, 253 i». 233. »clvnontu« m»Hnri8 eocl08i»e in Nnti8-
pnna viäellvet t^kelmrönl? oomes c>6 8ulLdgob. 5l. 197 p. 186.
lleinrions 6ux »3^3rie, NglizftnnonziZ sävocatus.
5) M. N. X l l l p. 7. OrNvin prspositus.
M. ». p. X I I I 46. Nemrick Miu8 Ortnini prepositl.
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Mles Capitel:
Die Einwohner.
Die Stadt Regensburg, wie sie uns unter den Agilol-
fmgerhcrzögen zuerst entgegentritt, war von bescheidenem Um-
fange und dementsprechend von geringer Bevölkerung. Eine
Zunahme an Einwohnerzahl und Ausdehnung fand schon in
karolingischer Zeit statt. Die Neubefestigung Herzog Arnulfs
zog ein dem ursprünglichen Stadtgebiet ungefähr gleiches Terrain
in den Bereich der Stadtmauern. Diese werden wohl damals
alles bewohnte Gebiet umschlossen haben. Nun erhoben sich
rings um die Stadt ausgedehnte Vorstädte. Schon unter
Kaiser Heinrich I I . wird die Vorstadt Brunneleit bewohnt.
Unter seinen Nachfolgern stieg die Bevölkerung. Einen Beweis
von der großen Einwohnerzahl gibt die Angabe Bernolds, daß
im Jahre 1094 bei einer Seuche 8500 Menschen innerhalb
12 Wochen umgekommen seien l). I m Jahre 1161 wird die
Stadt die volkreichste wenn auch nicht ausgedehnteste in ganz
Deutschland genannt 2).
Nicht nur von dem äußeren Wachsthum der Stadt haben
wir Kunde, sondern auch von einem wirtsamen Einfluß ihrer
Bewohner auf den Gang der politischen Ereignisse. Wie die
Bürger der rheinischen Städte hingen die Regensburger treu
an Heinrich IV., der mit Vorliebe in ihrer Stadt verweilte.
Von ihnen hauptsächlich empfing er das Geld um seinen in
Ital ien gemachten Aufwand zu bestreiten. — Der Ministerialen-
aufstand, welcher die Ermordung des Grafen Sigehard von
Burghausen zur Folge hatte, fand in Regensburg und unter
Betheiligung der Regensburger Bürger statt. — Besonders
aber in den bairischen Fehden treten die Regensburger hervor,
und hier ist es vornehmlich die herzogliche Gewalt, gegen welche
. 6. v p. 459.
' ) Viw Nberlmrck 8»l,8durß. IN. N. X I z.. 89.
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sie sich wenden. Wenn auch der Sieg schließlich immer auf
letzterer Seite blieb, so sieht man doch aus der Geneigtheit
der Herzöge der Stadt zu verzechn, — dieselbe muß eine Geld-
summe zahlen oder bleibt ganz straflos — daß sie einem ernsten
Kampfe mit der kräftigen Bürgerschaft gern aus dem Wege gehn.
Trotz dieser bedeutenden politischen Stellung steht an der
Spitze der Stadt nicht eine von der Bürgerschaft zu ihrer
Leitung bevollmächtigte Behörde, vielmehr ist die Herrschaft
über dieselbe im Besitz des Bischofes und des Burggrafen,
welchen noch im dreizehnten Jahrhundert alle Hoheitsrechte
zustehen. Dem widerspricht nicht die Stelle in der I'rausiatio
8. v i o u ^ i i l), welche berichtet, daß der angebliche Mauernbau
zur Zeit Kaiser Arnulfs vom Senat und der Plebs der Stadt
Hl. <3. X I p. 354. I°une z>lel>8 urdi« e«, 8«nntU8 piu
pntronum et soetnrem 8uuin <wv<ninn<z Ünveu8, muroz urdi8 ooei-
üenluii p»rte äepn8Mt »c mun»5tsrium noo muru cinKenüi inibi i n -
cluzit, nncyue urbem l»ppell»vit novsm.
I n einer Traditionsurkunde (Quellen und Erörterungen l v. 70),
die der Herausgeber in die Zeit von 1095— 1143 setzt, steht über dem
Namen ^aalprebet geschrieben reotor urbi8. Die Urkunde hat keine
Jahreszahl noch den Namen eines Abtes, wonach sie zu datiren wäre.
Doch steht sie im Codex nach der Urkunde ?«2 5l. 204, worin der Abt
Pabo, welcher der ersten Hälfte des zwölften Jahrhunderts angehört,
erwähnt wird. Da der Codex nur Traditionen bis zum Jahre 122« ent-
hält, so müßte unsere Urkunde der Zeit zwischen diesen beiden Terminen
angehören. Der Herausgeber meint, daß die Überschrift gleichzeitig sei.
Ich glaube nicht, daß man das mit vollständiger Gewißheit behaupten
kann. Aber auch das zugegeben ist die Angabe verdächtig. Daß man
in Regensburg einer Urkunde etwas ganz Unsinniges hinzufügte, sieht
man aus INeä .X. 171. Siehe p. 33 ' ) . — Außerdem gibt der Titel
rectnr urbi« gar keinen Aufschluß, was für eine Stellung sein Inhaber
gehabt hat. Daß derselbe ein Mitglied eines aus der Bürgerfchaft her-
vorgegangenen Rates gewesen sei, geht aus dem Titel nicht hervor.
Auch für den Bürgermeister ist diese Bezeichnung nicht üblich. — Ich möchte
der ganzen Angabe keinen Wert beilegen. Wenn man aber eine Erklärung
versuchen wi l l , so ist vielleicht dieser 4«i«!iprebet identisch, oder der Hin-
zufüger verwechselt ihn mit jenem ^Iderlu« in NaUspunn praskeetuz
U . U. X I I 62. Über diesen s. ?. 54,
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ausgegangen sei. Der Ausdruck Senat ist für gleichbedeutend
mit Rat gehalten worden. Wenn man auch diese Stelle nicht
auf die Zeit Kaiser Arnulfs bezogen hat, so ist man doch der
Meinung gewesen, der Verfasser der ^ r a n M t i o habe die
Verhältnisse seiner Zeit auf die frühere Periode übertragen.
Die betreffende Angabe gelte also für die Zeit, in welcher der
Verfasser schrieb. Früher nahm man an, daß die ^ r a u M t i a
im vierzehnten Jahrhundert oder noch später verfaßt worden
sei und, da man für diese Zeit anderweitig genügende Nach-
richten über den Regensburger Rat hatte, wurde der in Rede
stehenden Stelle keine große Beachtung geschenkt. Nun ist aber
die Abfasfungszeit der ^ian8latio wie Wattenbach meint') das
zwölfte, vielleicht sogar schon das elfte Jahrhundert, da wäre
also die Existenz eines Rates für diese frühe Zeit bewiesen, —
wenn das Wort 8onaw8 unbedingt Rat bedeuten müßte. Aber
das ist gar nicht nöthig. Senat und Plebs heißt vielmehr
vornehm und gering/). Daß ein solcher Gegensatz unter den
Einwohnern bestand, können wir auch andern Angaben ent-
nehmen.
Dieser Gegensatz war nun nicht mehr der von Freien
und Unfreien, wie er in der früheren Zeit vielleicht bestand.
Denn im Laufe der Zeit war die ganze Einwohnerschaft in
Abhängigkeit von den beiden Fürsten oder den geistlichen
Stiftern gerathen. Leider steht es nur von sehr wenigen
Bürgern ausdrücklich in den Urkunden erwähnt, daß sie M i -
nisterialen waren. Doch aus der Stellung der ausdrücklich
als Ministerialen bezeichneten unter den übrigen kann man
auch Schlüsse auf den Stand der Letzteren machen. Wenn
wir z. B. unter folgenden Zeugen einer bischöflichen Urkunde
vom Jahre 1236^): L.simarll8 äs Lrsuusubsro, ^.ruolt äo
8od8uve!t, üaim'iod propositus mtor latiuos, NaKOU80 äo
») Forschungen X l l l p. 323.
') Hegel, Gesch. d. italien. Städteverf. N p. 393.
Mbs « . 393 ?. 379.
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Oduuraäus äs Md^6, Haiuriok prep08iw8 äe
»uporiori M0ua8terio, Uni mied Aaimalius, I^iupoit ?ra-
Lruuo cls ^kkiroden von Il,ftimaru8 6o LroimOn-
^ruoit äe 8obonvelt'), Hamriod pr6p08itu8 iuter
latiuo» ^), NoFeu8() äs
Oduuraä äe M d 8 6 s), yruuo cis ^dkirodßn') bestimmt wissen,
daß sie bischöfliche Ministerialen waren, so werden wir uns
der Meinung nicht verschließen können, daß auch die übrigen,
von denen wir eine solche Nachricht zufällig nicht haben, auch
dem Ministerialenstande angehört haben werden. Das m
Rede stehende Beispiel habe ich darum gewählt, weil erstens
I^iupolt ?raFarm8 der Vater des ersten urkundlich erwähnten
Bürgermeisters ist, zweitens weil Haiuriok 2auuariu8 selbst
im Jahre 1244 dieses Amt bekleidet hat. Außer von diesen
beiden Bürgermeistern wissen wir noch von Konrad von Hohen-
fels, der 1258 das Amt inne hatte, daß er bischöflicher M i -
nisteriale^) war; demselben Stande gehörte Herman von
Lichtenberg, der Bürgermeister von 1278 und von 1281—87
war, an, ein Bruder des oben erwähnten U3.F6U806). Hein-
rich der Auer, Bürgermeister im Jahre 1269, stammte aus
der Familie des I^uta1äu8 pmcerua äs ^.ws^), den der
Herzog von Baiern im Jahre 1205 an die Regensburger
Kirche schenkte. Herr Albrecht Portner, Bürgermeister von
1259, 1266 und 1267, stammt aus einer bischöflichen') M i -
nisterialenfamilie. Daß gerade die Bürgermeister, also Beamte,
die von der Bürgerschaft im Gegensatz zur Herrschaft frei
gewählt wurden, dem Ministerialenstande angehören, scheint
l) Nies « . 391 p. 376.
') Me«l n. 404 p. 390.
») Meä N. 461 p. 438, 439.
4) Nieä N. 382 ?. 366.
«) Nies N. 39 l ?. 376.
b) Der Name steht in der Urknnde von 1213, Uuns,
8»ll8burß. l p. 157, Quell. u. Er'ört. V i». 14.
IU«tl N. 391 ?. 376,
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mir ein Beweis dafür zu sein, daß die zu ihrer Wahl berechtigten
desselben Standes gewesen sein müssen. Dasselbe beweist auch
der Umstand, daß der Hansgraf (36rdm'äu8 intsr r a s o r ^ ) ,
ein nur für Handelssachen ebenfalls von der Bürgerschaft frei
gewählter Beamter ein Ministeriale )^ war. Das untrüglichste
Zeugniß dafür, daß die ganze Regensburger Bürgerschaft bis
zum Anfang des dreizehnten Jahrhunderts in Abhängigkeit von
den beiden Fürsten gerathen ist, liegt in der Thatsache, daß
das ganze spätere Mittelalter hindurch die Beisitzer des über
alle Regensburger competenten Gerichts den Titel Hausge-
nossen 2) führen, der doch nur von einer ehemaligen Abhängigkeit
des Gerichtes herrühren kann.
Zur Bürgerschaft werden in dem Privileg König Philipps
vom Jahre 1207 ^ ) alle die gerechnet, welche die
kerlmräns inter räsores Uan^ravius. ttioä ?i. 398 z>. 383.
2) Nies X. 382 p. 366.
^) Die Gerichtsbeisitzer, welche den Titel Hausgenossen führen, sind
nicht Münzer, wie Nitzsch p. 355 annimmt. I n dem Privileg Bischof
Friedrichs für die Münzer von 1359 (v. Freyberg V p. 139 f.) heißt
es: 8i yue praetorea yue8ti0ne8 »ut inHurie circa ipzorum moneta-
riorum 8ive moneto emer8erint oliicinm viäelicot in 6e8timti0ne uol
äeminutione Hu8ti p«n6eri8 voi 8«per äelicto oonzimili »ut yulku8libet
alii8 M8oloncü8 intyr
8ndorti8) ^ue proptsr eventu» v»ri08 6Xpro880 nnmine nominari
gueunt 8iv6 8cribl7 ip8nrum oksclum l2m in moneta <zuam in oon-
cumbi8 8tt1ummo^0 re8picivntidu8 l,0t68t9t6 N08tra Zu6ioi»rik per
gul juclioV8 no8try8 »ä boo 3 nobi8 8pecl9iitsr 66putclns08Zuxw
äiclorum monotarittrum 86iUenUgm ul. Zuri8 oräo et öolicti <znglit38
Zuxllz vulßgre in clem ^eälnß 8ummgriter äsoiclantur, e x -
t a m e n o»u8i8 v e l ca8 idU8 8»nßn in i8y puta komieillio
nut vuwerum, 6e ^uiku8 »6 N08tro8 Zu6ioo8 aut aUo8 sä q^ uo8 talmm
cnu8Arum 8eu o28uum correotio lle Hure pertinet reoourretnr. Hier-
aus ergibt sich, daß die Münzer nur u n t e r fich eine niedere Gerichts-
barkeit haben. Die in Rede stehenden Hausgenossen sind aber diejenigen,
36 YU08 82NKuinl8 o9U8»rum 8eu 098UUM oorreot'w äe Füre peninet.
Gleichen Inhalt wie die bischöfl. hat die herzogt. Urkunde von 1339.
l . c. p. 122.
Gemeiner, Ursprung v. R. p. 69,
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der Stadt in 6lmäi8 oo11eeti8 et lllils, WS aä U8NW gpootatlt
oiviwti8, beobachten. Zur Zahlung dieser eolieetae sind ver-
pflichtet, Wieuill^us 8ive elsncu8, 8ivs Iaiou8 8eu ^
peouniam
vei iu oivitate vei extra oivitatsw aä
tiationom aliguam traäiäerit. Dadurch werden also alle
die, welche sich nicht am Handel betheiligen können, d. h. alle
zu täglichen Diensten verpflichteten Hörigen, deren es im
zwölften Jahrhundert noch eine große Zahl in Regensburg
gab, von der Bürgerschaft ausgeschlossen. Diese letztere wieder
theilt sich in die zwei Klassen, welche die ^rau8iatio als 8vuatu8
und pißds bezeichnet. Daß eine solche Scheidung bestand, da-
für geben Zeugniß eine S t . Emmeramer Traditionsurkunde'),
worin ein?6ltito1clu8 et O6ll,Irieu8 86natore8 8ud1iNe»
U6rß erwähnt wird, dann eine Urkunde des zwölften Jahr-
hunderts^), worin kerudaräu8 I'kkloukaln^ m e l i o r oivig
Iiati8poue eine Schenkung an Prüfling macht; drittens eine
Urkunde des Bischofs Siegfried von Regensburg vom Jahre
1233 2), welche ausgestellt wird pre8eutibu8 m e 1 i o r i d u 8 t am
w i ! i t i b u 8 , quaw o iv idu8 Lnti8pou6N8jdu8, st
oipue 6o2vvin0 wilite äo porta,
milite ante urbelu, Laläen'iuo 1'lii8ous,
civs in Ouria et luu1ti8 alii». Die wsliorb» waren
hiernach nicht die in der Stadt wohnenden Ritter im Gegensatz
zu den Bürgern, vielmehr umfaßte dieser Stand ritterliche und
unritterliche Leute; sein Vorzug vor den übrigen Bürgern war
augenscheinlich der, daß aus ihm die bischöflichen und herzog-
lichen Verwaltungsämter besetzt wurden. Die niedere Klasse
der Bürger umfaßte hauptsächlich die Handwerker, unter denen
sich schon m unserer Zeit Innungen geblldet haben müssen,
^ Alis den Jahren 1070 - 1 0 9 5 Quellen u. Erört. zur bair.
Gesch. l p. 70.
' ) N. N. X l l l I>i. 5 1 .
2) lliecl ?i. 388 p. 373.
Verhandlungen d. hiftor. Bereines. Nd. t l lv»«.
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ohne daß wir von deren Entstehung Nachricht haben. Sie
werden zuerst in dem Vergleiche von 1205 erwähnt.
Während so die Bürgerschaft ganz in Abhängigkeit von
Bischof und Burggraf sich befand, finden sich doch Spuren, daß
sie ihre eignen Interessen, wenn auch nicht gerade gegen die
beiden Fürsten, so doch ohne Rücksicht auf dieselben geltend
zu machen versuchte. Die Anerkennung eines solchen Versuches
finde ich in dem Brückenprivileg Kaiser Friedrich I. von 1182^).
I m Jahre 1135 war die Donaubrücke in Regensburg be-
gonnen und nach mehreren Jahren hergestellt worden. Nun
bestimmt Kaiser Friedrich auf den Rat und mit der Bewilligung
des Bischofs Chuno von Regensburg und des Herzogs Otto
von Baiern und der übrigen Großen des Reichs, sowie auf
die Bitte der Regensburger Bürger und des Brückenmeisters
Herbord, daß keiner der die Brücke Passirenden zu einem
Brückenzoll gezwungen werden solle. Eine solche Verkehrs-
erleichterung muß uns in dieser Zeit verwundern, aber noch
mehr muß uns in Erstaunen setzen, daß die Bürgerschaft, welche
doch von der hierdurch bewirkten Steigerung des Verkehrs
allein Vortheil ziehen konnte, nachdem sie unabhängig geworden
war, wieder einen Brückenzoll erhob ^ ) und dadurch die Ver-
kehrserleichterung beseitigte. Die Sache wird erklärlich, wenn
wir bedenken, daß 1182 Regensburg sich noch unter burggräflich-
bischöflicher Herrschaft befand; einen Brückenzoll hätten also
Burggraf und Bischof für sich bezogen; die durch die Auf-
hebung des Brückenzolls bewirkte Steigerung des Verkehrs war
allein für die Bürger ein Vortheil. So ist das Privileg von
1182 das erste, welches den Regensburger Bürgern im Gegen-
satz zur Herrschaft zu Gute kommt.
Die zweite Thatsache, welche davon Kunde gibt, daß die
Regensburger auch, solange sie noch unter burggräflich-bischöf-
licher Herrschaft standen, für ihr Interesse zu sorgen wußten,
Nieä n. 279 I». 256.
Gemeiner, Chronik p. 274.
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ist das Vorkommen eines Hansgrafen ^). Dieser ist ein von
der Bürgerschaft bestellter Beamter, welcher an der Spitze der
Regensburger Kaufleute die auswärtigen Märkte zu besuchen
und dort in Handelssachen eine Gerichtsbarkeit über dieselben
zu üben hat. Ein Hansgraf kommt schon vor, als noch ein
Burggraf in Regensburg lebte, also spätestens im letzten Viertel
des zwölften Jahrhunderts.
I n dem Privileg König Philipps von 1207 lautet ein
Satz: oiuuia Mg, et bouas o0U8ustuäiue8 vsl a patrs vel
a kratrs uostro ip8i8 oouo6883.8 uo8 yuoyuo ip8i8 oouoo»
äimu8 ot ooutirmaNU8. Nach Arnolds und Riezler^) sind
die hier erwähnten Privilegien Friedrichs I. und Heinrichs V l .
verloren gegangen. Sie sollen den ausschließlichen Gerichts-
stand innerhalb der Mauern den Bürgern als Vorrecht gewährt
haben. Ich sehe nun nicht ein, warum nicht das Brückenzoll-
privileg Friedrichs I. dasjenige sein soll, auf welches König
Philipp sich bezieht. Eine Urkunde Heinrichs V I . ist allerdings
nicht erhalten; doch kann sie einen exempten Gerichtsstand
unmöglich gewährt haben, denn es gab zwei Gerichtsgewaltm
in der Stadt, die des Burggrafen und die des Vogtes, von
denen jede ihre Competenzen nicht bloß auf das betreffende
ihr unterworfene Stadtgebiet beschränkte. So blieb es, bis
im Anfang des dreizehnten Jahrhunderts die beiden Gerichts-
herrn durch Verträge, eine Älnderung herbeiführten. Was die
verlorene Urkunde enthalten habe, das mit Bestimmtheit an-
zugeben, ist natürlich unmöglich, doch glaube ich mit ziemlicher
Sicherheit annehmen zu können, daß die in ihr gewährten
Freiheiten nicht den Inhal t der Urkunde von 1207 übertroffen
haben werden, und in dieser ist von einem exempten Gerichts
stand der Bürger noch keine Rede.
?
') »l. N. X I I I p. 70. Waitz, Verfgesch V p. 367 N. 3.
' ) Verfaffungsgefch. d. deutschen Freiftädte I p. 374.
' ) Bair. Gesch. l l p. 198.
4'"
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Diitter Abschnitt.
Erstes Eapilel:
Der Rönig und sein Verhältniß zur 8tadt.
Das Reichslehen der Regensburger Burggrafschaft ging
nach dem ungefähr 1185 erfolgten Aussterben der Rietenburger
an den Herzog von Baiern über, vermuthlich weil sie ein durch
die Hand des Herzogs vermitteltes Lehen war ' ) . Bisher,
solange die Herrschaft in der Stadt zwischen Burggraf und
Bischof getheilt war, fand ein friedliches Nebeneinandergehen
der beiden Gewalten in der Stadt statt. Nachdem aber der
bairische Herzog in den Besitz der burggräftichen Rechte in der
Stadt gekommen war, brachen zwischen ihm und dem Bischöfe
Streitigkeiten aus über die beiderseitige Berechtigung in der
Stadt, woraus eine heftige Fehde entstand. I m Jahre 1205
kam ein Vergleichs zu Stande, welcher alle zwischen Herzog
und Bischof schwebenden Streitpunkte zur Erledigung brachte.
Derselbe enthielt zunächst Bestimmungen über den Anfall der
Güter des erloschenen Geschlechtes, dann Anordnungen über
die gemeinsame Verwaltung derjenigen Rechte in der Stadt,
welche bei getrennter Administration fortwährend Streitigkeiten
hervorrufen mußten wegen der Schwierigkeit die Berechtigung
Riezler und Heigel, das Herzogthum Baieru p. 216.
') Meä N. 307 p. 289. Uonumont» WittekbaoenM in Quellen
und Er'ört. V p. 4.
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der beiden Fürsten abzugrenzen. Hierdurch mußte natürlich
eine Annäherung der zu der Verwalwng der betreffenden
Rechte bestimmten Ministerialen des Herzogs wie des Bischofs
stattfinden. Es ist also erklärlich, daß in demselben Jahre
von den Fürsten ein Vertrag geschlossen wurde, worin die
Ehen zwischen den Ministerialen der Regensburger Kirche M d
des Herzogs erlaubt und Bestimmungen über die Theilung
der Kinder, welche aus solchen Ehen stammten, getroffen
wurden l). Beide Verträge, sowohl der über die Rechte beider
Fürsten als auch der über die Ehen ihrer Mnisterialm wurden
von König Philipp bestätigt ^). I n dem ersterwähnten Ver-
trage hatte der bis dahin kinderlose Herzog von Baiern der
Regensburger Kirche große Schenkungen gemacht, welche ihr
nach seinem Tode zufallen sollten. Nachdem ihm aber Kinder
geboren worden waren, bedürfte diese Angelegenheit einer neuen
Regelung. Diese kam im, Jahre 1213 zu Stande. I n die
damals abgefaßte Vertragsurkunde )^ wurden auch die Bestim-
mungen von 1205 sowohl die Rechte der Fürsten m d ihre
gemeinsame Verwalwng als auch die Abmachungen über die
Ehen der Ministerialen aufgenommen.
Der Vergleich der Fürsten von 1205 scheint aus der
Überzeugung hervorgegangen zu sein, daß bei ihren Streitig-
keiten nur die Bürger, von deren beginnendem Streben nach
Selbständigkeit sich zuerst Spuren in dieser Zeit finden, Vor-
theil haben würden. Gegen diese ihre Herrschaft zu sichern,
ist gewiß der Hauptzweck des Vergleiches. Diesen suchte man
zu erreichen, indem man für die wichtigsten Rechte gemeinsame
Verwaltung einführte und sich verband, bei offenem Aufruhr
oder gegen die in Erfüllung ihrer Pflichten säumigen Bürger
sich gegenseitig zu unterstützen. Bald darauf scheint der Herzog
Meä n. 305 p. 286.
') U N. XXIX» p. 524. .
') Hund, Metrnpoli5 »»lizdurß. I p. 157. Quellen und Er'ört.
V p. 14.
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einen Versuch gemacht zu haben, die Herrschaft in der Stadt
ganz an sich zu bringen, indem er sich von der Bürgerschaft
einen Eid gegen den Bischof schwören ließ. Doch stand er
1213 von diesem Unternehmen ab und entband die Bürger
ihres Eides. Von da an scheint sich der Herzog nicht mehr
um seinen Antheil an der Herrschaft der Stadt gekümmert zu
haben. Von seiner Seite wurde der nach Unabhängigkeit
strebenden Bürgerschaft kein Hinderniß in den Weg gelegt.
So wird in den Urkunden des Königs von 1219 und 1245')
nur des Bischofs als des Herrn der Stadt gedacht. I n der
Letzteren wird den Bürgern die freie Wahl von Rat, Bürger-
meistern und Beamten eingeräumt, also die staatliche Unab-
hängigkeit der Stadt anerkannt. Obgleich hierdurch auch der
Herzog in seinen Rechten geschädigt wurde, so geschieht dessen
doch in der Urkunde keine Erwähnung. Vielleicht erklärt sich
dieser Umstand so, daß der Herzog den Verlust durch den
Vortheil aufgehoben ansah, daß durch die Verleihung dieses
Privilegs die mächtige Bürgerschaft von der engen Verbindung
mit dem feindlichen Bischof abgezogen wurde. Überdies blieben
dem Herzoge die gewinnbringenden Rechte in der Stadt zum
großen Theil erhalten.
Nun wollen wir im Einzelnen sehen,, wie sich die ur-
sprünglich königlichen Rechte durch den Übergang von dem
Burggrafen auf den bairischen Herzog nach den Verträgen
mit dem Bischöfe und gegenüber der aufsteigenden Selbstän-
digkeit der Bürger gestalteten. — Zunächst konnte der Herzog
unmöglich die Befugnisse, welche der Burggraf persönlich aus-
geübt hatte, in eigner Person verwalten. Anfangs scheint
derselbe einen Beamten für den ganzen Umfang des burg-
gräflichen Amtes eingesetzt zu haben. Ein solcher wird jener
Albert, der den Titel in Lati8poua pretsetu» urdiß führt
und im Jahre 1192 oder 1210 erwähnt wird, gewesen
IUe«l N. 340 p. 523, N. 423 p. 403.
' ) Über ihn Riezler, Bair. Gesch. I I p. 30. N
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Noch im Stadtrecht von 1230') wird als Beamter des Her-
zogs für die hohe Gerichtsbarkeit ein dnr^Fravill8 erwähnt.
Später erscheint der Schultheiß, der ehemalige Unterrichter
des Burggrafen als Inhaber der hohen Gerichtsbarkeit. Ein
solcher für den gesammten Umfang der burggräfiichen Befugnisse
bestimmter Beamter wird nach 1230 nicht mehr erwähnt.
Das hauptsächlichste Recht, das der Herzog von der Burg-
grafschaft her in der Stadt hatte, war das Gericht. Über
die Organisation desselben ist weder in den Verträgen mit dem
Bischof noch in den Stadtrechten eine genauere Nachricht ent-
halten, und doch muß hier im Anfange des dreizehnten Jahr-
hunderts eine große Veränderung vorgegangen sein. I n dem
Stadtrecht von 1230 wird nämlich ein Mäioium oivitatw
erwähnt, ohne dessen Erlaubniß niemand in das Haus eines
Bürgers eindringen oder Sachen in demselben mit Beschlag
belegen darf. Auch wird dem M i o w u i oivitati» die Befugniß
beigelegt, darüber zu wachen, daß niemand näher als 12 Fuß
sein Haus an die Ttadtmauer baue. I n derselben Stadt-
rechtsurkunde von 1230 wird aber auch die Befugniß des
Domvogtes und des Burggrafen zu den drei plaoita le^itima
anerkannt. So hätten wir nach Arnolds drei Gerichte in
der Stadt Regensburg, ein bischöfliches, ein herzogliches und
eines der Bürger, das die Gerichtsbarkeit der beiden andern
Gerichte „bei Seite schob." v. Maurers sind drei Gerichte
ein bischen zuviel; darum erklärt er das Mäioium oivitati8
für den Stadtrat und behauptet, dasselbe sei gar kein Gericht.
Die Verhältnisse sind viel einfacher, als es bei einem ober-
flächlichen Betrachten des Stadtrechts von 1230 den Anschein
hat. Statt dreier Gerichte gibt es nur eines in Regensburg.
Die Aufklärung über die Organisation desselben gibt eine
Stelle in Gemeiners Chronik. Derselbe erzählt vom Jahre
') Gengler, Deutsch. Stadtrecht p. 373, Gaupft p. 167.
') l. o. I p. 379.
' ) Gesch. d. Stiidteverf. I ?. 213.
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1391 ' ) : „damals führte auch der Rath eine neue verbesserte
Gerichtsordnung ein, besetzte die Gerichte, in welchen von den
ältesten Zeiten Bürger das Recht wiesen (Assessores gewesen
waren) ganz neu und ernannte dazu acht aus seinem eigenem
Mi t te l und zehn aus den Fünf und Vierzigen. Diese mußten
den Eid ablegen, v o n be iden Rechten (im Schultheisgericht
und im Probstgericht) Hausgenossen zu seyn, nach bester Ein-
sicht dem armen und dem reichen ein gleiches Recht zu ertheilen,
und um keiner Gefahr willen von den Rechten weg zu bleiben."
Gemeiner hat diese Nachricht aus einer Gerichtsordnung von
1390; er glaubt, daß die Combination der beiden Gerichte in
diesem Jahre stattgefunden habe, weil damals die Stadt in
den pfandweisen Besitz des bischöflichen Friedgerichts gekommen
sei. Doch liegt zu dieser Annahme kein ausreichender Grund
vor. Solche Statutenaufzeichnungen in den Städten, wie die
von Gemeiner hier benutzte eine gewesen sein muß, enthalten,
wenn sie nicht selbst angeben, daß sie eine Neuerung einführen,
nur Codisicationen eines lange in den Städten üblichen Rechtes.
Ich glaube, daß schon zur Zeit des von Friedrich I I . verliehenen
Stadtrechts die von Gemeiner für 1391 angegebene Besetzung
des städtischen Gerichts bestand. Wahrscheinlich rührte sie von
den Verträgen von 1205 her. Daß wirklich schon im drei-
zehnten Jahrhundert eine solche Gerichtsorganisation bestand,
dafür gibt die Urkunde von 12442), welche die Abgaben der
Chuderwaner, Gademer und Schreiner regelt, den Beweis.
Die Bestimmungen derselben werden getroffen von den zu
») i» p. 282.
' ) Dieselbe ist im Urtext und eine Übersetzung bei v. Freyberg V
p. 89 — 93. Eine etwas andere Übersetzung, Gemeiner, Chronik I
?. 349. Beide Übersetzungen stimmen inhaltlich untereinander überein,
aber nicht mit dem Urtext. Derselbe ent lM innere Widersprüche,
während die Übersetzungen verständlich sind. Da der Abdruck bei Frey-
berg sehr fehlerhaft ist (z. B. 8nr«ri8 munusterii für «uperioris) so
führen vielleicht die sinnentstellenden Abweichungen vyn ihm her.
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Gericht sitzenden Richtern der Fürsten, dem herzoglichen Schult-
heißen und dem bischöflichen Propste. Beide Richter wohnten
also derselben Gerichtssitzung bei; daß das immer der Fal l
war, ergibt eine Stelle aus Gemeiners Chronik, die zum
Jahre 1497 berichtet'), daß der Propst früher Ehren halber
den stadtgerichtlichen Sitzungen beiwohnte. Hieraus ergibt
sich, daß auch der Schultheiß immer den Gerichtssitzungen des
Propstes beigewohnt haben wird. Aus diesem combinirten
Gerichte entwickelte sich der die wachsende Selbständigkeit der
Bürger vertretende Rat ; gleichwohl blieb der Schultheiß Richter
über den ehemals burggräflichen Theil der Stadt und wurde
als herzoglicher Beamter angesehen. Auch flössen die Einnahmen
aus dem Gericht desselben dem Herzog zu.
Dagegen erlangte die Bürgerschaft ein anderes ursprüng-
lich burggräfliches Recht für sich, nämlich die Militärgewalt.
Der Herzog konnte wenig Interesse daran haben, für die
Befestigung und Vertheidigung der zum Theil dem Bischof
gehörigen Stadt zu sorgen. So war es natürlich, daß der
König den Bürgern im Jahre 1230 gestattetes, auf sechs Jahre
einen Zoll zur Befestigung der Stadt zu erheben. I n dieser
Erlaubniß für die Befestigung der Stadt sorgen zu dürfen,
lag auch ausgesprochen, daß die Bürger dieselbe selbständig
vertheidigen durften. Das Privileg lautete nur auf sechs
Jahre, doch ist es mir nicht wahrscheinlich, daß die Bürger
dieses Recht sollten wieder aufgegeben haben. So blieb dem
Herzog von seinen militärischen Befugnissen nur das Recht,
daß die Bürger verpflichtet waren die Baulichkeiten wegzu-
räumen, welche seinem Beamten, wenn er mit quer über den
Sattelbogen gelegten Speer durch die Straßen r i t t , im Wege
standen s). Da aber hierbei nichts von einer Einnahme für
») i v p. ?.
2) U. n. XXX» p. 165.
') v. Freyberg V p. 155
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den Herzog erwähnt wird, so wird er wohl nicht oft von
diesem Recht Gebrauch gemacht haben. Einnahmen bezog der
Herzog unter verschiedenen Titeln aus der Stadt. Zunächst
die colieotao Feuvrale», die allgemeine Steuer, welche nach
dem Stadtrecht von 1207 alle die bezahlen, die in irgend einer
Weise am Handelsverkehr betheiligt waren. Zu derselben
Steuer war der Bischof in seinem Stadtantheil berechtigt. I n
dem Vergleich von 1205 wird bestimmt, daß die beiden Fürsten
die eolleetao Fkuorales gemeinsam erheben und theilen wollen.
Noch 1230 werden die colisetae von den Fürsten erhoben.
Später ist nirgends mehr von einer Berechtigung der Fürsten
zu denselben die Rede. I n dem Stadtrecht von 1207 heißt
es, daß derjenige für einen Regensburger Bürger gehalten
werden soll, welcher die Gewohnheiten seiner Mitbürger m
ätmäis eolieotis et a1Ü8, yue aä U8um 8peotaut o i -
v i t a t i 8 beobachtet. Wenn man den Satz yu6 aä U8uw
8peotaut o iv i ta t i8 auf colisotas und alia beziehen will,
so ist die Schwierigkeit der Erklärung gehoben. Wenn die
Steuern nur zum Nutzen der Stadt erhoben wurden, dann
ist es kein Wunder, daß die Bürgerschaft, nachdem sie selb-
ständig geworden, dieselben selbst erhob und daß die Fürsten,
nachdem sie diese Selbständigkeit einmal anerkannt hatten,
keinen Anspruch mehr auf die ooileotae machten.
Während in dem Vergleich von 1205 die gemeinsame
Verwaltung der eolisotae vorgesehen ist, sollen die besonderen
Verpflichtungen der den beiden Fürsten gehörigen Leute be-
stehen bleiben. Nur verpflichten sich die beiden Fürsten ein-
ander bei der Heranziehung der Säumigen zu unterstützen.
Diese Verpflichtungen rührten also aus der hofrechtlichen ^
») Die Stelle in dem Vergleich von 1205 Nie«! p. 290 lautet:
«ti»m »uper eivitniem ßMer»1v5 ^«aUter äiviäemu», boo
exceptn 5>i bnmo n n z t e r v « I su«>8 e e u n v e r s o ä o i n i n o »ua
»inKuwriter »liyuiä tribuat, ve! prn »Ilquo «ieliotn ßrntiam suam »e-
<juir»t, in yuu »Iter »Uorum noee58»rlnm non ligdßbit; »i vern i
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Abhängigkeit der Betreffenden her und bestanden demnach m
Grundzinsen, Kopfzinsen der Censualen, Diensten der Hörigen.
Gleichen Ursprungs sind wohl die Abgaben der Hand-
werker. Alles, was das Innungswesen betrifft, soll nach dem
Vergleich von 1205 gemeinsam verwaltet werden. Wir haben
eine Urkunde von 1244'), welche die Angelegenheiten der
Schuster regelt, und die ein Bi ld dieser gemeinsamen Verwaltung
gibt. Die Urkunde wird schon von der umverMas oiviuw
Kati8poueu8wlli ausgestellt. Sie enthält einen Ausspruch der
Regensburger Bürger, der in einer von Schultheiß und Propst
präsidirten Gerichtssitzung geschieht und Bestimmungen trifft
über den Ort, wo die Flickschuster und diejenigen, welche neues
Schuhwerk arbeiten, ihre Waaren feilhalten sollen; über die
Wahl eines Meister der Chudermaner, Gademer und Schreiner
und über die Abgaben, welche die Flickschuster und die übrigen
Schuster den beiden Fürsten zu leisten haben, und zwar sollen
die ersteren jährlich drei, die letzteren sechs und dreißig Denare
bezahlen. Auch alle übrigen Innungen waren zu solchen Ab-
gaben verpflichtet. Diese blieben den Fürsten auch, nachdem
die Stadt ihre Unabhängigkeit erlangt hatte. Über die son-
stigen Angelegenheiten der Innungen etwas zu bestimmen,
hatten sie wohl wenig Interesse; sie überließen das, wie die
erwähnte Urkunde von 1244 beweist, die also noch aus der
Zeit ihrer Herrschaft über die Stadt stammt, der Bürgerschaft.
qui» nobi« « t l inen» «o opp«8u«rit, ne nudi» « e r v i a t , vol «iuei
utlineuz «imili muso «i »e rv i re recu8»verit, »mbo promizzimu«
n<! servienäum il lum onmpellere. Zeumer, Deutsche Stä'dtefteuern,
(Schmoller, Staats- und Socialwisfen. Forsch. I p. 24) findet hier
einen Gegensatz von Gesammtbesteuerung und Einzelbesteuerung. Die
Stelle drückt wohl nur den Gegensatz der colleot»«, zu denen alle am
Handelsverkehr Theilnehmenden verpflichtet sind. und die darum ze-
ner«l«8 genannt werden, zu den hofrechtlichen Abgaben aus. Letztere
sind gar keine Steuern und werden auch hier gar nicht als Steuer
bezeichnet.
v. Freyberg, Samml. hist. Schriften V p. 89 ff.
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Diese hat auch die Aufsicht über den Marktverkehr, die noch
der Vertrag von 1205 der gemeinsamen Verwaltung zuwies,
an sich genommen. Die Münze in Regensburg stand schon
von 1205 unter gemeinsamer Verwaltung. Der Vertrag des
genannten Jahres setzte nur fest, daß sie bestehen bleiben solle
wie bisher und daß der Herzog die etwaige Errichtung einer
neuen nach Rat und Willen des Bischofs unterdrücken solle.
I m Stadtrecht von 1230 erhielten die Bürger das Recht
dreimal jährlich die Münze zu betreten und das gemünzte
Geld zu prüfen. Gleichwohl blieb die Münze im Besitze der
Fürsten, die nicht nur den Gewinn davon hatten, sondern auch
ein Ernennungsrecht der Münzer behielten. Über die Zölle
werden keine neuen Bestimmungen getroffen. Sie blieben im
Besitz der Fürsten. Außer den fürstlichen erhob später die
Stadt auch ihrerseits Zölle.—
Die burggräflichen Rechte in der Stadt gingen als Lehen
des Reichs an den Herzog von Baiern über. Wie aber stellte
sich das Reich und der König zu der selbständig werdenden
Bürgerschaft? Daß das Bewußtsein der Stadt zum Reiche
zu gehören sich erhalten hatte, haben wir früher gesehen. Aus
diesem Bewußtsein ging der Versuch hervor, den die Bürger-
schaft im Jahre 1219^) machte, nachdem sie seit 1205 unge-
fähr in dem combinirten herzoglich-bischöflichen Gericht eine sie
in ihrer Gesammtheit vertretende Behörde an ihrer Spitze
hatte, sich wieder unmittelbar an das Reich anzuschließen, was
nur mit Beiseiteschiebung der Rechte der Fürsten geschehen
konnte. Der König war zwar über die Zugehörigkeit der
Stadt zum Reich einer Meinung mit der Bürgerschaft, doch
wollte er die berechtigten Fürsten nicht verdrängen. Vielmehr
soll der Bischof — von dem Herzog und seinen Rechten wird
nichts erwähnt — die Stadt dem Reiche bewahren, wie es in
der Urkunde von 1219 heißt. Darum bestätigt der König auch
') Mes ?«. 340 p. 323.
Universitätsbibliothek
Regensburg
Historischer Verein für
Oberpfalz und Regensburgurn:nbn:de:bvb:355-ubr03873-0064-3
die guten Gewohnheiten der Bürger, worunter man nur die
beginnende Selbstregierung der Stadt verstehen kann, nicht
den Bürgern, sondern dem Bischöfe.
Bekanntlich hatte die Politik Friedrichs I I . gegen die
Städte einen sehr schwankenden Charakter. Während die Ur-
kunde von 1219 die Verhältnisse in Regensburg, wie sie waren,
die sich unter bischöflicher Herrschaft entwickelnde städtische
Selbstregierung anerkannte, lieferte das Edict von Ravenna
die Städte ganz in die Gewalt der Fürsten. Es lag damals
nur an dem Bischof, der entweder nicht die Macht oder auch
nicht den Willen hatte, die Stadt ganz zu unterdrücken, daß
der Stadt Regensburg nicht ganz der Zusammenhang mit
dem Reich genommen wurde. 1245^), nachdem der Regens-
burger Bischof vom Könige abgefallen war, wurde den Bürgern
von letzterem die freie Wahl von Rat, Bürgermeister und
sonstiger Beamter zugestanden. Von einem Eintreten des
Königs in die Rechte des Bischofs ist hier keine Rede; wie
das Reich keinen Einfluß auf die Wahl der städtischen Beamten
hat, so übernimmt auch die Stadt keine regelmäßigen Leistungen
an dasselbe.
Daß der König aus der Burggrafschaft oder aus sonst einem
Rechte eine regelmäßige Einnahme aus der Stadt bezogen
habe 2), ist eine Annahme, welche wohl aus dem Mißverständniß
einer Stelle des Regensburger Stadtrechts von 1230 herrührt.
Die betreffende Stelle in der vom König ausgestellten Urkunde
lautet: Item Wiounyue ro8iäeu8 in oivitate impetitus fusrit,
8it voßtmlmn aliouMs, et ille oivi8 exiZten» oolleotas
äet nobis et episoopo tauyuam a1iii8 oivi», nulla post-
luoälim aävooato 8ervitia oxdibebit per eoaotioneui, seä
wutuinmoäo oertuui et ab autiyuo äeterminatum servitium
exsolvet. I n dem Vergleich von 1205 wird ausgemacht, daß
Herzog und Bischof die ooUeowe theilen wollen. Zweierlei
Nies «. 423 p. 408.
Wie Zeumer meint l . o. p. 99 u. 103.
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von denen die eine zwischen Bischof und Herzog,
die andern zwischen Bischof und König getheilt worden sei,
anzunehmen ist unmöglich, denn es gibt nur eine Art, zu
deren Bezahlung, <MouuyuO 6M6näo et veuäsnäo ritum
n6A0tig.tiom8 sxerouerit, verpflichtet ist, wie aus den Stadt-
rechten von 1207 und 1230 hervorgeht. Man müßte also
annehmen, daß der König 1230 an Stelle des Herzogs die
Hälfte der coUeotae erhalten habe, wozu eine Veranlassung
sonst nicht vorliegt. Da drr Herzog seine übrigen Rechte in
der Stadt behält, so ist es vielmehr sehr unwahrscheinlich, daß
er eines sollte dem König überlassen haben. Die burggräfiiche
Würde war ein dem Herzog von Baiern übertragenes könig-
liches Lehen. Die dem königlichen Lehensmann geschuldete
Steuer wird in der angeführten Stelle schlechthin als könig-
liche bezeichnet. — Wenn wirklich Regensburg zu einer regel-
mäßigen Steuer an den König verpflichtet gewesen wäre, so
ist es unbegreiflich, wie die Stadt dieser Verpflichtung hätte
ganz und gar ledig werden können. Nicht einmal Rudolf von
Habsburg hat versucht, sie zu einer jährlichen Steuer heran-
zuziehn. Die Stadt hat es immer für ihr größtes Vorrecht
gehalten, dem Reiche zu keiner regelmäßigen Leistung verpflichtet
zu sein. —1232 empfing König Heinrich (VII.) eine Geld-
summe von der S tad t ' ) ; ich möchte diese Einnahme des
Königs aus der Stadt für eine von derselben Ar t halten, wie
sie Heinrich lV. im Jahre 1088 und später die Herzöge bezogen.
Zweites Capitel:
Die bischöfliche «gemalt.
Der Bischof nimmt in der Regensburger Geschichte der
ersten Hälfte des dreizehnten Jahrhunderts eine viel bedeu-
tendere Stellung ein, als der ihm in der Stadt gleichberechtigte
») m. N, XXX» p. 202. Gemeiner, Chronik l p. 329.
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Herzog von Baiern. Es scheint fast, als wollte das Bisthum
das in früheren Jahrhunderten Versäumte nachholen und jetzt
die Herrschaft über die ganze Stadt gewinnen. Auf kirchlichem
Gebiete wurde zunächst der Versuch gemacht, die bis dahin
unangefochten dem Reich gehörenden Klöster Ober- und Nieder-
münster durch Tausch an das Bisthum zu bringen l). Dieses
Unternehmen scheiterte bekanntlich am Widerstände der Fürsten.
Nachdem im Jahre 1213 der Herzog die Bürger von dem
ihm geleisteten Eide entbunden hatte, scheint der Bischof sich
in dem thatsächlichen Besitz der Herrschaft über die ganze Stadt
befunden zu haben. 1219 bestätigte der König dem Bischof
die Gewohnheiten der Bürger, ohne des Herzogs zu gedenken,
1230 werden die Bürger, als ihnen erlaubt wird, für die
Stadtbefestigung einen Zoll zu erheben, auf die Erlaubniß des
Bischofs verwiesen. Daß in dem Edict von Ravenna, das
auch für Regensburg galt, wie der Widerruf desselben vom
Jahre 1245 sagt, nur der bischöflichen Rechte gedacht wird,
wil l ich hier nicht anführen, weil die Urkunde allgemein für
alle Bischofsstädte galt und darum nicht auf die besonderen
Verhältnisse von Regensburg Rücksicht nehmen konnte. Da-
gegen muß hier erwähnt werden, daß Regensburg in dem
Vergleich mit dem bairischen Pfalzgrafen von 1240 )^ schlecht-
hin als Stadt des Bischofs bezeichnet wird, daß in dem
Widerruf des Ravennater Edicts von 1245 auch nur von den
Rechten des Bischofs in der Stadt die Rede ist. So scheint
der Bischof ungefähr dreißig Jahre lang thatsächlich die Herr-
schaft in der Stadt gehabt zu haben. Daß er sie auch rechtlich
besaß, daß ihm vielleicht 1219 die Herrschaft über die ganze
Stadt übertragen worden fei, möchte ich nicht annehmen, denn
der Herzog ist im Besitz seines Gerichtes und der Regalien
die ganze Zeit hindurch geblieben. Das Stadtrecht von 1230
l) Me6 5i. 330 l». 310, 5l. 332 p. 314.
Nisä N. 404 p. 388.
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erwähnt des herzoglichen Gerichtes und des Antheils an der
Steuer. Es ist mir nicht denkbar, daß sich diese sollten unter
bischöflicher Herrschaft als herzogliche erhalten haben. M i t
dem Jahre 1245 war es mit der bischöflichen Herrschaft über
Regensburg vorbei. Der Bischof machte zwar noch einen
Versuch mit Gewalt die Stadt zu unterdrücken; doch blieb
derselbe ohne Erfolg.
Als bischöflicher Beamter für die Verwaltung der Stadt
erscheint noch im Stadtrecht von 1230 der Vogt. Welcher
von den Vögten aber die bischöflichen Rechte in der Stadt
verwaltet habe, darüber sind wir für unsere Periode ebenso
wenig wie für die früheren unterrichtet. Denn es gab immer
mehrere Vögte zu gleicher Zeit. Von 1189—1221 kommen
Vögte aus der Rechbergischen oder Lengenbachischen Familie
vor l). Daneben hatten die Grafen von Dornberg '^ ) die Vogtei
über Güter der Regensburger Kirche, die im Jahre 1224 an
den Herzog von Baiern überging. Außerdem erscheint als
Vogt des Domcapitels ein Eckbert Truchseß von Eckmühl im
Jahre 1221 ^). Daneben scheinen auch noch die Grafen von
Mosburg eine Vogtei gehabt zu haben ^). Welche von diesen
Familien die Vogtei in der Stadt hatte, ist nicht ersichtlich,
weil ein Familienname des letzten Stadtvogtes Konrad nicht
angegeben ist. Jedenfalls hatten sie die bairischen Herzöge
und die Mosburger nicht, da sie noch am Ende des dreizehnten
Jahrhunderts im Besitz ihrer Vogteien erscheinen. Die Vogtei
in der Stadt, welche aber nur als aävooatia uo8tre ooolesiaO
1<llti3^ou6U8i8 bezeichnet wird, dagegen wurde im Jahre 1245 ^ )
in Anbetracht der Bedrängungen und Bedrückungen, welche die
Regensburger Kirche von ihren Vögten erlitten hatte, nach dem
' ) Gemeiner, Chronik p. 279, 310.
2) Niuä N. 356 p. 338.
') Meä 5i. 352 p. 334.
Nieä ?l. 718 p. 697.
Mes N. 4!8 p. 404.
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Tode des Vogtes Konrad vom Bischof eingezogen. Als bischöf-
licher Unterrichter fungirte der Propst, der nach Aufhebung
der Vogtei auch den Blutbann erhält. .Er präsidirt mit dem
Schultheiß dem nach 1205 vereinigten Stadtgerichte ^). Auch
er hat einen Unterrichter.
Nachdem die Stadt ihre Unabhängigkeit erlangt hatte,
blieben dem Bischof dieselben Rechte wie dem Herzog. Zu-
nächst das Gericht, dann der Zoll, der Antheil an der Münze
und die Abgaben der Handwerker.
Über die Ausdehnung der bischöflichen Stadt fehlen leider
bestimmte Angaben. Eine Aufzeichnung des vierzehnten Jahr-
hunderts ' ) zählt als unter das bischöfliche Gericht gehörig auf
die Leute vom Dom zu St . Peter, von St . Emmeram, S t .
Paul, S t . Veit zu Prül , S t . Mang in der Borstadt, Päring
und Rohr. Ob die Angehörigen dieser Stifter schon in unserer
Zeit zu dem bischöflichen Gericht gehörten, und wie über eine
solche Einigung ein Abkommen getroffen werden konnte, da-
rüber sind wir nicht unterrichtet. Jedenfalls war aber das
bischöfliche Gebiet mit Einschluß der den Stiftern Angehörigen
immer noch bedeutend kleiner als der ehemals burggrästiche
Theil der Stadt.
Drittes sapilel:
Die NnmoHner.
Die erst? Hälfte des dreizehnten Jahrhunderts ist die
Zeit, in welcher die Regensburger Bürger, die wir in der
früheren Periode in staatlicher und persönlicher Abhängigkeit
von Bischof und Herzog fanden, die politische Freiheit ihrer
Stadt Und damit auch die persönliche erwarben. Die Mög-
lichkeit hierzu bot zunächst der oft erwähnte Vergleich der beiden
») v. Freyberg V p. 90.
2) v. Freyberg V p. 56.
Verhandlungen d. histor. Bereines. Bd. xxxvl , . 5
Universitätsbibliothek
Regensburg
Historischer Verein für
Oberpfalz und Regensburgurn:nbn:de:bvb:355-ubr03873-0069-5
66
Fürsten von 1205. Wie wir früher') gesehen haben, muß in
Folge desselben die Stadt ein einheitliches Gericht bekommen
haben. Hierdurch erst wurde eine Exemption derselben sowohl
aus dem Grasschaftsgericht, als auch aus der allgemeinen
bischöflichen Gerichtsverwaltung möglich, deren ausdrückliche
Bestätigung das Stadtrecht von 1230 enthält. I n dem ver-
einigten bischöflich-herzoglichen Stadtgerichte fand auch die
Bürgerschaft eine sie in ihrer Gesammtheit vertretende Be-
hörde. Daß wirklich nach 1205 eine Behörde an der Spitze
der Regensburger Bürgerschaft stand, ergibt sich daraus, daß
im Jahre 1211 das »i^i l luN oivium L,ati8pou6U8ium er-
wähnt wird 2), was eine zur Führung desselben berechtigte,
also die Bürgerschaft repräsentirende Behörde voraussetzen läßt.
Daß dieselbe wirklich in dem Gericht bestand, geht aus den
an die Stadt in dieser Zeit gerichteten Schreiben hervor, wo-
r in die bischöflichen und herzoglichen Richter als Vorsteher der
Bürger bezeichnet werden. So schreibt König Heinrich (VII.)
1227 aävoo9tl8, 8ou1teti8 ot i i i
8ibu8 und 1232 Mäioidus, conMo et univer8i8 oivibu»
Iiati8p(M6U8idu8. Als Vorsteher der Bürgerschaft treten die
Richter auch auf in der Urkunde von 1244^), welche die An-
gelegenheiten der Chuderwaner, Gademer und Schreiner regelt,
denn in diesem von der uuiver8iw8 civwm ausgestellten Akten-
stück stehen sie zuerst unter den Zeugen. Diese Stellung der
Richter an der Spitze der Bürger ist doch nur dann erklärlich,
wenn das Gericht zugleich diejenige Behörde ist, welche die
Bürgerschaft repräsentirt, und die in dem Schreiben des Königs
von 1232 oonMum genannt wird.
Ob dieser Rath aus der Wahl der Bürger oder aus der
Ernennung seitens der Fürsten hervorging, darüber fehlt we-
. 55 ff.
Me«l ?i. 32 l p. 302.
') »l. v. XXX» p. 151, p. 202.
v. Freyberg V p. 89 f.
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Nigstens bis zum Jahre 1245 jede Angabe; jedenfalls hat er
bis dahin den doppelten Charakter einer sowohl von der Bür -
gerschaft als auch von den Fürsten bevollmächtigten Behörde.
Erst in dem genannten Jahre bekommt die Bürgerschaft das
Recht ihre Beamten frei zu wählen, wodurch natürlich der
Rat seinm Charakter als fürstliche Behörde verliert. Schon
vorher im Jahre 1243 kommt ein Bürgermeister in Regens-
burg vor l), der wohl ein nur von der Bürgerschaft aufge-
stellter Beamter ist; doch rangirt er noch 1244^) hinter
den fürstlichen Richtern. Erst nachdem die Stadt die freie
Wahl ihrer Beamten erlangt hat, tr i t t er an der Spitze der-
selben auf 6).
Allmählig erlangte die Bürgerschaft eine ganze Reihe
politischer Rechte, welche dieser Rat verwaltete. Die Erwer-
bung oder wenigstens die Anerkennung derselben fällt zum
größten Theil in das Jahr 1230. Am bemerkenswerthesten
ist das Recht der Bürger sich an der Errichtung des Stadt-
friedens zu betheiligen 4). Einen besonderen Frieden hatten
Herzog und Bischof in dem Vergleich von 1205 für ihr ganzes
Gebiet errichtet. Daß die Bestimmungen desselben auch für
die Stadt galten, ergibt sich aus dem Stadtrecht von 1207.
Doch ist hier von einer Betheiligung der Bürger bei Errichtung
des Friedens noch keine Rede. Dagegen mußte im Jahre
1230 5) der Stadtfriede von den Bürgern beschworen werden. —
Dasselbe Jahr brachte den Bürgem die Erlaubniß für die
Stadtbefestigung einen Zoll zu erheben. Hierdurch erhielten
sie wohl zugleich ein Recht der Aufsicht und Vertheidigung der
Festungswerke. Obgleich das Privileg Friedrichs I I . den
Bürgern diese Erlaubniß nur auf sechs Jahre gewährte, so
Gemeiner, Chronik p. 348.
2) v. Freyberg V p. 89 f.
1255 M«ä N. 466 p. 443.
Hierüber Nitzsch, Ministerialität und Viirgerchum p. 258 ff,
Stadtrecht Gauftft p. 168 § 2. ^
5*
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scheinen sie doch die durch dasselbe gewährten Rechte nicht wieder
aufgegeben zu haben. Auch ein Aufsichtsrecht über die Münze
zu Regensburg haben die Bürger erlangt. Dreimal jährlich
sollen sie die Münze betreten und das gemünzte Geld prüfen').
Ferner trifft die Bürgerschaft Bestimmungen in Innungs-
sachen; sie ordnet 1244 die Verhältnisse der Chuoermaner,
Gademer und Schreiners. Alle diese Rechte würden den
Bürgern nicht so friedlich von den Fürsten überlassen worden
sein, wenn der Rat nicht zugleich eine fürstliche Behörde ge-
wesen wäre. Derselbe übt auch diese Rechte zum Theil im
Namen der Fürsten; so soll der Zoll für die Stadtbefestigung
erhoben werden 6e oonMo ßMeopi . Die Bürger follen
dreimal jährlich in die Münze kommen, prout expeäieu8
luorit äs voluntaw epißoopi et äuciß. Der Rat erscheint
hier mehr als fürstliche Aufsichtsbehörde über die Münze denn
als Repräsentation der Bürgerschaft.
Nachdem die Bürger 1245 das Recht den Rat frei zu
wählen erhalten hatten, behielt dieser alle Rechte, die er früher
als bischöflich-herzogliche Gerichtsbehörde ausgeübt hatte.
Das Jahr 1251 bildet den Abschluß der freiheitlichen
Entwickelung unserer Stadt. I n diesem Jahre bestimmte
König Konrad 2), daß alle Einwohner Regensburgs Geistliche,
Weltliche und Juden die Bestimmungen, welche die Bürger
pro ou8toäil», 6t munioionk neonon pro capitaneo oivitatis
Kati8pou6u8i8 treffen würden, zu beobachten gehalten sein
sollten. Hiermit wurde die unabhängige Stellung der Bürger
anerkannt; zum ersten Male seit über fünfhundert Jahren gab
es wieder eine Obrigkeit in der Stadt, welche ihre Befugnisse
über alle Einwohner derselben erstreckte.
Der Bischof freilich war nicht gewillt, sein Hoheitsrecht
Stadtrecht. Gaupp ß. 11.
v. Freyberg V p. 89 ff.
U. N. XXX » p. 314.
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an der Stadt ohne weiteres aufzugeben. I m Jahre 1253 l
ließ er von König Wilhelm von Holland das Privileg König
Konrads widerrufen. Doch blieb dieser Widerruf erfolglos,
da dem König Wilhelm in Baiern keine Anerkennung zu Theil
wurde. Auch muß der Bischof trotz der Urkunde Wilhelms
die Unabhängigkeit der Stadt anerkannt haben, da er dieselbe
als Schiedsrichter zwischen ihm und dem Herzoge in Münz-
angelegenheiten 1255^) anerkannte. Die Urkunde Wilhelms
hatte nur die Folge, daß die Stadt, solange der König an
der Spitze des rheinischen Bundes stand, diesem Bunde fern
blieb. Erst nach des Königs Tode trat sie demselben bei'),
im Jahre 1256, und gab damit den ersten Beweis ihrer
wirklich erlangten staatlichen Unabhängigkeit.
Zugleich hatten die Bürger auch ihre persönliche Freiheit
erlangt. Schon das Stadtrecht von 1207 enthielt die Be-
willigung, daß die Bürger nur für ihre Mitbürger nicht aber
für Bischof, Herzog oder sonst jemand gepfändet werden durften.
Das Stadtrecht von 1230 brachte die Bestimmung, daß weder
der Herzog noch sonst ein mächtiger Herr die Häuser oder
das Vermögen eines verstorbenen Bürgers an sich reißen dürfe,
daß vielmehr Alles an die Erben fallen solle; ferner daß kein
Bürger zu hofrechtlichen Diensten außer zur Zahlung des
0SU8U8 herangezogen werden dürfe. Die Erlangung des
Bürgerrechts wurde allen denen gewährt, die zehn Jahre hin-
durch unangesprochen in der Stadt lebten und an den Lasten
derselben theilnahmen.
I n der Darstellung der Entwickelungsgeschichte der Regens-
burger Stadtfreiheit konnte wenig Rücksicht genommen werden
auf die Ansichten anderer Forscher. Dietz soll hier nachgeholt
werden. Ein näheres Eingehen auf die Meinungen derjenigen,
») Ilieä n . 45« p. 433. Hl. lt. X X X » p. 320.
') Nies « . 466 p. 443.
') 2. Oct. Weizsäcker, der rheiu. Bund von 1254. p. 94 ?l. 1.
B'öhmer, Ouä. äipl. Nueuulranentnrt. p. 113.
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welche einen Rat das ganze Mittelalter hindurch in Regensburg
annehmen, ist hier nicht nöthig, da die früheren Capitel das
Unbegründete einer solchen Annahme dargelegt haben. Auch
die Ansichten Nitzschs und Heuslers über die Entstehung des
Regensburger Rates brauchen hier nicht näher erörtert' zu
werden, weil ja die hier gegebene Darstellung nicht mit den
Meinungen der beiden Forscher im Widerspruch steht; denn sie
hat gezeigt, daß der Rat sowohl aus der Vereinigung der zur
Verwaltung bestimmten Leute des Herzogs und des Bischofs
als auch aus dem Gericht hervorgegangen ist, indem eben die
Leute der beiden Fürsten sich als Beisitzer des Gerichts ver-
einigten und so als Rat an die Spitze der Stadt traten. Es
bleibt also nur noch übrig die gänzlich abweichende Ansicht,
welche Arnold in seiner Geschichte der deutschen Freistädte über
die Entstehung des Regensburger Rates ^) aufgestellt hat, etwas
näher zu betrachten. Arnold glaubt, daß die Einwohner von
Regensburg durch eine eonjuratit) oder Einung einen Stadt-
frieden errichtet haben, an dessen Spitze freigewählte („genannte"
äeuommnti) Richter stehen. Diese Genannten hält er für den
innern Rat ; später sei der Name der Genannten auf den
äußeren Rat übergegangen, von dessen Borhandensein Arnold
auf Seite 388 seines Buches im ganzen dreizehnten Jahr-
hundert keine Spur entdecken kann, während er Seite 392 die
angebliche Entwickelung desselben seit 1244 und dessen urkund-
liche Erwähnung im Jahre 1295 anführt. — Wir haben früher
gesehen, daß sich eine Betheiligung der Bürger bei der Er-
richtung des Stadtfriedens vor 1230 nicht nachweisen läßt, und
daß dieser Stadtftieden zurückgeht auf den von den Fürsten im
Jahre 1205 errichteten Landfrieden; von einer eouM-atio der
Bürger, aus der ein Stadtfrieden hervorgegangen wäre, findet
sich keine Spur. Wer sind nun aber die Genannten? Zuerst
kommen sie in der Urkunde, worin König Philipp den Vergleich
,) I p. 369 ff.
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von 1205 bestätigt, vor. Danach soll der, welcher den von
Bischof und Herzog errichteten Landfrieden bricht, sich testi-
moino trium äouominatornm reinigen. Hieraus ergibt sich,
daß der Reinigungseid mit Genannten gar keine speciell Re-
gensburger Einrichtung ist. I n dem Vergleich von 1205 selbst
und in der Erneuerung desselben von 1213 steht dafür tosti-
momo trium auwutiarum personarum. Man sieht hieraus,
daß die Genannten nur in jedem einzelnen Falle vom Richter
zur Verstärkung des Eides bezeichnete Eideshelfer, aber keine Be-
hörde sind. Auch aus dem Stadtrecht von 1207, worin es
heißt: rsu8 tOrtia manu äenominatorum 86 expur^adit uei
examiuo kriFiäe aqus muoosutiam 8uam probadit, scheint
mir nicht hervorzugehen, daß die clsnamiuati eine Behörde
waren. Aus der Stelle des Stadtrechts von 1230: r6U8 tortia
manu 8S oxpurFadit, iuter quo8 8iut äuo, Wi äicuuwr cle-
noiniuatl, ist man vielleicht zu diesem Schlüsse berechtigt. Ganz
bestimmt erscheinen sie aber als städtische Behörde und zwar
als äußerer Rat im vierzehnten und fünfzehnten Jahrhundert').
Leider fehlen in Regensburg Nachrichten über das Verhältniß
der Genannten von 1205 zu den späteren.
Wir müssen uns daher umsehen, was wir über die Ge-
nannten etwa in andern Städten finden. Es gibt deren z. B.
in Eger«), Nürnberg'), Bamberg/), Prag/), Passau«), Mün-
chen'), Wiens) uno andern östreichischen Städten. Aus der
») Gemeiner, Chronik I I 122. N I401 , 693,697, 700, 704,705, 706
2) Gaupp, Stadtrecht I p. 190 §. 6.
' ) Hegel, Städtechroniken. Nürnberg p. XX IV , p. 136.
^) Zöpst P. 103 §. 368 — 370. p. 69 §. 244. Anhang V p. 141.
Darüber R'ößler, deutsche Rechtsdenkmäler in Mähren und Böhmen
I p. X I . V I I I N. Desgl. v. Maurer Städteverf. I I I p. 709 N. 35.
') Rößler l . o. p. 85 §. 129.
«) Gengler, Stadtrecht von 1225 §. 20.
' ) Gengler, Stadtrecht i». 297.
' ) Rechtsquellen der Stadt Wien v. Weiß u. Tomascheck. Stadt--
recht v. 1221 §. 1 u §. 17.
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Vergleichung aller diesbezüglichen Stellen hat sich ergeben, daß
es ursprünglich zwei Arten von Genannten gegeben hat.
Erstens genannte Eideshelfer, die vom Richter, zweitens ge-
nannte Zeugen, die von den Parteien für jeden einzelnen Fal l
genannt wurden ^). Um den Meineiden der genannten Zeugen
entgegenzutreten, wurden nun in den Städten Behörden er-
nannt, von denen zwei Mitglieder bei der Abschließung aller
Rechtsgeschäfte wie owptio et vencktiO)
äoimtio preÄorum, äomormn vinemuw vei
rerum, yuas estimats kuermt ultra tna taieut^^ st
lidet nEFotium ^räuum memona 6iMUm gegenwärtig sein
mußten 2). Diese Behörden führten den Namen die Genannten.
Außerdem gab es noch die für jeden einzelnen Fall vom Richter
genannten Eideshelfer. Später tr i t t auch in den Fällen, wo
ein Reinigungseid mit Eideshelfern vorgeschrieben war, das
Zeugniß zweier Mitglieder der vorhin beschriebenen Behörde
ein 3). Da zu dieser Behörde nur die zuverlässigsten und an-
1) Z . V . Riecl 5l. 382 p. 865. ltem 6e n6v<>0Ätii, in llnnekoven
interno8 (8itric!um Nnt. epum.)
ut no8 sec^m p6r8(M98 <Ien o m in
nntitwm hgkennt «t por < l^g8 6X 6l8 lN'<)l)6MU8i Nl»3 in
kakero et k!llunrlz6n8 prec!ictu8 oeclgt l i l i : Moduln i
ex totidem i)er8oni8) yuibu8 notum 8it
et per ea8 gure 8i^)l üttinero probet et oktinent
pretntnm.
2) Wiener Rechtsquellen. Stadtrecht v. 1221 p. 12. Der Name
die Genannten erst in der Bestätigung von 1278 p. 447.
2) Wiener Rechtsquellen p. 42. Stadtrecht v. 1278 §. 2.
pgcem it9yue in8tituimu8 civitati8 tgliter^ qno6 cuntra
propter lnon89ti0ni8 notum ynerimoniö «rigtur^ et 2b getore impe-
titur 8ecnn<lum pacem, iä e8t ngck äem krilie^ et lwo Kat 8ivo pro
komlciäio^ 8ive pro vulnere 8ive pro yulbusoumque cxce85iku3 2lii8
violenti8, i l l i M<iex oivil2ti8 vi^inti psr80N98 lioue8t23 äenomiuabit,
czuorum äeoem 8iut pro
et ex bii8 per8oni8 <iu9mor I88umat et tuno per ^urAmentum »uum
et illarum 5u«m probet iunocentiam. Dafür im Stadtrecht v. 1340
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gesehensten Bürger genommen wurden, so wurde dieselbe
von dem Rate in den Fällen, wo dieser die Verantwortung
nicht allein tragen wollte, herangezogen und erhielt so die
Stellung eines äußeren Rates.
I n Regensburg scheint schon im Jahre 1230 eine eigent-
liche Behörde von Genannten bestanden zu haben, deren Zeugniß
schon damals an die Stelle des anderswo verlangten Reini-
gungseides mit Eideshelfern, die zu jedem einzelnen Falle
ernannt wurden, getreten sein müßte. Früh müssen diese
Genannten auch schon die Stellung eines äußeren Rates er-
langt haben. Die Zahl der Mitglieder desselben betrug später
40 oder 45. Wenn es also in einer Schenkungsurkunde vom
Jahre 1251 heißt'), sie sei abgeschlossen prasseutia ma^istri
uostri 6<)Nmi l'riäeriei ßupor vauubium et oousuium
U08tro!'um ac 40 iM8 aääiti8, so kann unter den 40 nur
der äußere Rat gemeint sein. Die Identität desselben mit
den Genannten ergibt sich aus spätern Stellen in Gemeiners
Chronik. Diese hat auch für die spätere Zeit Arnold richtig
erkannt. Nur die Annahme, daß die Genannten einmal der
innere Rat gewesen seien, müssen wir zurückweisen.
. 104 § . 2 : den vrid der stat fetzen wir auf also: gegen fwem ain
chlag erscheinet, und Wirt angesprochen von dem chlager nach dem vrid
umb einen todslag oder vmb ain wunden oder umb swelich ander tat,
die an die aecht get, dem sol der statrichter seiner beredung gunnen
also: wer sich umb amen todslag wi l bereden, der sol der g e n a n n t e n
z w e n haben und darzue anderr erberr manne zwen, und mit den viern
und mit fein aines aid bewer sein unfchuld und sei ledig. W i l sich
jeman bereden umb ein wunden oder umb ander fache die an die aecht
get, der sol der g n a n t e n a i n e n haben und barzue anderr erberr
manne drei, und mit den viern und mit sein aines aid bewer sein
unfchuld und fei auch ledig.
») Gemeiner p. 864 « .
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